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novus IM FOCUS

Die Behörden richten inzwischen ver-
stärkt den Blick darauf, ob in Unterneh-
men Strukturen zur Vermeidung von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
vorhanden sind. Ist dies nicht der Fall, 
steigt das Risiko der Einleitung von  
Ermittlungsverfahren gegen die Verant-
wortlichen in erheblichem Umfang. Umso 
wichtiger ist es, dass Unternehmen über 
wirksame Compliance-Management-Sys-
teme verfügen und diese regelmäßig an 
Gesetzesänderungen anpassen. 

Compliance-Management-Systeme nach 
Unternehmensbedürfnissen

Aufbauend auf den Erkenntnissen aus einer 
unternehmensinternen Risikoanalyse sollte 
ein Compliance-Management-System (CMS) 
erarbeitet, eingeführt und regelmäßig im 
Hinblick auf etwaigen Anpassungsbedarf 
überprüft werden. Eine Lösung „von der 
Stange“ bietet sich hierfür nicht an, vielmehr 
ist ein entsprechendes CMS unternehmens
individuell abhängig von Art, Größe und  
gesellschaftlicher Struktur, Umfang der  
Geschäftstätigkeit und Branche, geografi-
scher Präsenz, Internationalisierungsgrad 
sowie unter Einbezug von Verdachtsfällen 
aus der Vergangenheit zu entwickeln. 

Integration eines Hinweisgebersystems 
noch in diesem Jahr verpflichtend

Dabei ist zeitnah auch ein Hinweisgebersys-
tem in ein solches CMS zu integrieren. Der 
deutsche Gesetzgeber hätte hier schon deut-
lich früher aktiv werden müssen, da eigent-
lich bis zum 17.12.2021 die sog. Whistle
blower-Richtlinie der EU ((EU) 2019/1937) in 
deutsches Recht umzusetzen war. Seit Ende 
März 2022 liegt nun jedoch ein Referen
tenentwurf für die gesetzliche Einführung  
in Deutschland vor. Das Gesetz soll nach  
derzeitigen Informationen noch im Herbst 
dieses Jahres in Kraft treten.

Verpflichtende Hinweisgeberschutzsysteme als Bestandteil  
eines Compliance-Management-Systems
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Handlungsbedarf in Unternehmen

Unternehmen sollten sich daher schnellst-
möglich mit der Implementierung eines ent-
sprechenden Hinweisgebersystems ausein-
andersetzen; für die meisten öffentlichen 
Unternehmen ist mit Ablauf der in der  
EU-Richtlinie enthaltenen Umsetzungsfrist 
bereits seit dem 17.12.2021 von der unmit-
telbaren Geltung der Richtlinie und damit 
einer Verpflichtung zur Einführung eines  
solchen Systems auszugehen. 

Für Unternehmen des privaten Sektors mit 
250 und mehr Mitarbeitern besteht eben-
falls sehr hoher Handlungsdruck, da in  
den kommenden Monaten mit einem 
Inkrafttreten des Gesetzes zu rechnen ist.  
Bei kleineren Unternehmen zwischen 50  
und 249 Mitarbeitern sieht der Referenten-
entwurf eine Übergangsfrist bis zum 
17.12.2023 vor.

Verstöße gegen die Vorgaben des anstehen-
den Gesetzes werden mit teils empfindlichen 
Geldbußen geahndet.

Spielraum bei der Ausgestaltung des 
Meldesystems

Bei der Einführung dieser Meldekanäle  
bestehen Gestaltungsspielräume. Der Refe-
rentenentwurf schreibt u. a. vor, dass Mel-
dungen in schriftlicher oder mündlicher 
Form sowie auf Ersuchen auch durch physi-
sche Zusammenkunft möglich sein müssen. 
Ein anonymes Hinweisgebersystem ist nicht 
erforderlich, allerdings ist die Vertraulichkeit 
der Meldung bzw. der meldenden Person  
sicherzustellen. 

Derartige Meldesysteme können durch einen 
speziellen Beauftragten im Unternehmen 
oder eine externe Ombudsperson betreut 
werden; die technische Umsetzung kann  
unter Einbindung einer Softwarelösung  
erfolgen. Nach Eingang entsprechender  
Meldungen sind diese auszuwerten und  

notwendige Folgemaßnahme zu ergreifen. 
Das Unternehmen ist verpflichtet, etwaige 
Verstöße abzustellen. 

Mehrere private Unternehmen mit bis  
zu 249 Beschäftigen können für die Entge-
gennahme von Meldungen ein gemein
sames System einrichten und betreiben;  
die Verpflichtung, Maßnahmen zu ergreifen 
und den Verstoß abzustellen, verbleibt  
jedoch immer bei der jeweiligen Gesell-
schaft. Gleiches gilt nach dem Referenten-
entwurf für Konzerne. Auch hier bleibt – 
trotz der im Referentenentwurf vorge- 
sehenen Möglichkeit einer gemeinsamen 
Meldestelle – die Verantwortung, einen  
Verstoß weiterzuverfolgen und zu beheben, 
ausnahmslos bei der jeweiligen (Tochter-) 
Gesellschaft. 

Weitere Verschärfungen im Blick behal-
ten

Doch nicht nur die Einführung eines  
Hinweisgebersystems steht für die Unter-
nehmen auf der Compliance-Agenda. Auch 
die Verschärfungen des Transparenzregis-
ters, zunehmende ESG-Maßnahmen sowie 
das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, das 
aufgrund europarechtlicher Vorgaben eben-
falls weitere Verschärfungen erwarten lässt, 
machen eine regelmäßige Anpassung der 
Unternehmens-Compliance erforderlich.

Dieser Handlungsdruck wird sich noch  
weiter erhöhen, wenn die Ampelkoalition 
das in der letzten Legislaturperiode am Wi-
derstand der Union gescheiterte Verbands-
sanktionengesetz oder gleichgerichtete 
gesetzliche Verschärfungen verabschieden 
wird. Deshalb sollten Unternehmen unbe-
dingt nachweisbar sicherstellen, dass ge-
setzliche Pflichten eingehalten werden, um 
Bußgelder zu vermeiden. Dazu sind Geset-
zesänderungen, wie etwa das Hinweis
geberschutzgesetz, umgehend, rechtzei-
tig und sorgfältig umzusetzen. Hierzu sind 
Aufsichtsmaßnahmen einzurichten und zu 

kontrollieren sowie angemessene Compli-
ance-Strukturen mit entsprechenden Ver-
antwortlichkeiten zu implementieren. 

Hinweis: Weitere Informationen können  
Sie unserer Kurzinformation entnehmen, die 
Ihnen hier zum Abruf bereitsteht. 

In der nächsten Ausgabe des Ebner Stolz  
Mittelstandstalks diskutieren Julia Schmitt 
von F.A.Z.-Business Media und Philipp Külz 
sowie Christina Odenthal-Middelhoff, beide 
bei Ebner Stolz, den aufgrund des Hinweis
geberschutzgesetz entstehenden Handlungs-
bedarf für mittelständische Unternehmen.

Philipp Külz
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, 
Zertifizierter Berater für Steuerstrafrecht 
(DAA), Strafverteidiger und Partner bei Ebner 
Stolz in Köln 
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novus IM GESPRÄCH

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Finanz
marktintegrität (FISG) wurde das bishe- 
rige zweistufige Bilanzkontrollverfahren in 
Deutschland abgeschafft und durch ein  
einstufiges System ersetzt. Zuständig ist nun 
allein die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) – die bisher auf erster 
Stufe zuständige Deutsche Prüfstelle für 
Rechnungslegung (DPR) stellte bereits zum 
Jahresende ihre Arbeit ein. Nach wie vor ist 
der Anwendungsbereich der Bilanzkontrolle 
auf kapitalmarktorientierte Unternehmen in 
Deutschland ausgerichtet. Geprüft wird, ob 
die Abschlüsse und Berichte den gesetz
lichen Vorschriften einschließlich der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie 
den sonstigen durch Gesetz zugelassenen 
Rechnungslegungsstandards entsprechen.   
Ebner Stolz verspürt eine verstärkte Nachfra-
ge kapitalmarktorientierter Unternehmen 
bei der Begleitung in derartigen Enforce-
ment-Verfahren und hat hierauf reagiert. 
Seit 01.03.2022 verstärkt Prof. Dr. Bettina 
Thormann, Wirtschaftsprüferin und Steuer-
beraterin, Ebner Stolz als Partnerin in diesem 
Bereich – und kann helfen wie keine andere. 
Als ausgewiesene Spezialistin in allen Fragen 
der Rechnungslegung nach IFRS war sie bis 
31.12.2021 Vizepräsidentin der DPR und in 
dieser Funktion maßgeblich für die Überwa-
chung der Rechnungslegung kapitalmarkt
orientierter Unternehmen in Deutschland  
sowie für die Durchführung einer Vielzahl 
von Enforcement-Verfahren verantwortlich. 
Wir sprechen mit Florian Riedl, Wirtschafts-
prüfer und Partner bei Ebner Stolz, und Frau 
Prof. Dr. Bettina Thormann, beide Hamburg, 
über die Herausforderungen in Enforcement-
Verfahren und was sich durch die Neurege-
lungen des FISG in diesem Bereich ändert.

Frau Prof. Dr. Thormann, wie lief bisher 
die Überwachung der Rechnungslegung 
kapitalmarktorientierter Unternehmen 
ab – wo waren die Schwachpunkte,  
die nun zu einer Abschaffung des 
zweistufigen Enforcement-Verfahrens 
und der Einstellung der Tätigkeit der 
DPR geführt haben?

Prof. Dr. Bettina Thormann: Die Prüfung 
durch die DPR als privatrechtliche Institution 
mit etwa 15 Mitgliedern der Prüfstelle erfolg-
te auf konsensualer Basis mit den geprüften 
Unternehmen und war auf die Feststellung 
von Fehlern in der Rechnungslegung ausge-
richtet, nicht jedoch auf Bilanzbetrug. In Be-
trugsfällen ist eine forensische Prüfung mit 
einem gänzlich anderen Prüfungsansatz, viel 
mehr Personal und vor allem Eingriffsrechten 
gegenüber fremden Dritten erforderlich. Eine 
solche Prüfung war für eine privatrechtliche 
Organisation ohne die entsprechende perso-
nelle und finanzielle Ausstattung und ohne 
die erforderlichen gesetzlichen Durchgriffs-
rechte eine „mission impossible“. Der Gesetz-
geber hat daher konsequent die BaFin exklu-
siv mit diesen Ressourcen und Rechten 
ausgestattet und mit dieser Aufgabe betraut.

Frau Prof. Dr. Thormann, mit dem FISG 
haben sich die Rahmenbedingungen 
beim Enforcement-Verfahren geändert.  
Welches sind die wesentlichen Unter-
schiede aus Sicht der Unternehmen?

Prof. Dr. Bettina Thormann: Das sind aus 
meiner Sicht folgende vier Aspekte:

ff Aus Sicht der Unternehmen ist die erste 
Verteidigungslinie im Bilanzkontrollverfah-
ren weggefallen. Bei unterschiedlichen Auf-
fassungen zur Bilanzierung einzelner Sach-
verhalte hatten Unternehmen im zweistu- 
figen Verfahren die Möglichkeit, eine Ent-
scheidung der DPR durch die BaFin noch 
außergerichtlich überprüfen zu lassen, d. h. 
das gerichtliche Verfahren war immer nur 
die Ultima Ratio. Ohne die erste Stufe wird 
zukünftig eine Vielzahl von Verfahren vor 
Gericht landen. Für die Unternehmen ist 
das teuer und langwierig und es wird ganz 
sicher auch zu einer sehr viel stärkeren Be-
lastung des OLG Frankfurt mit Bilanzkont-
rollverfahren als bisher führen. Wichtig ist 
auch, dass die BaFin eine Fehlerfeststellung 
trotz Widerspruch des Unternehmens und 
bei gerichtlicher Überprüfung unverzüglich 
auf ihrer Webseite veröffentlichen wird.

ff Die Unternehmen werden eine eigene 
und transparente Kapitalmarktkommu
nikation bereits bei Anhaltspunkten für 
eine fehlerhafte Rechnungslegung im 
Rahmen eines Bilanzkontrollverfahrens 
erwägen müssen. Anders als die zur  
Verschwiegenheit verpflichtete DPR wird 
die BaFin für eine frühzeitige Information 
des Kapitalmarkts über laufende Bilanz-
kontrollverfahren sorgen. Die BaFin kann 
bei öffentlichem Interesse die Prüfungs
anordnung und wesentliche Verfahrens-
schritte und Erkenntnisse im Prüfverfah-
ren veröffentlichen. Insofern werden die 
Unternehmen jetzt überlegen müssen,  
ob und wie sie selbst Herr der Kommuni-
kation bleiben können.

ff Nicht mehr das Unternehmen, sondern die 
BaFin bestimmt die Auskunftspersonen im 
Enforcement-Verfahren und sie kann diese 
vorladen und vernehmen. In einer Stich-
probenprüfung eines Konzernabschlusses 
sind mögliche Auskunftspersonen alle Mit-
glieder der Organe des Mutterunterneh-
mens, aber auch aller Tochtergesellschaf-
ten sowie der Abschlussprüfer. In einer 
Anlassprüfung besteht ein Auskunftsrecht 
sogar gegenüber jedermann. Der Vorstand 
sollte daher alle Anstrengungen unter
nehmen, die Fragen der BaFin vollständig 
und richtig zu beantworten, so dass es für  
die Befragung weiterer Personen keinen  
Anlass gibt. 

ff Die Unternehmen könnten zukünftig 
häufiger und intensiver geprüft werden. 
Die BaFin wird die Personalkapazität im 
Enforcement von ca. 30 auf ca. 60 Mitar-
beiter verdoppeln. Die Unternehmen wer-
den entweder entsprechende Kapazitä-
ten vorhalten oder Berater hinzuziehen 
müssen, um diesen erweiterten regulato-
rischen Anforderungen gerecht werden 
zu können.

Enforcement-Verfahren: Verstärkte Nachfrage kapitalmarkt
orientierter Unternehmen 
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Jetzt gibt es nur noch ein einstufiges 
Enforcement. Was ist daran neu? Wie 
geht die BaFin danach vor? Wann wird 
sie tätig?

Florian Riedl: Die Verfahren werden zu-
künftig per Verwaltungsakt angeordnet, sie 
werden formalisierter und stärker verwal-
tungsjuristisch geprägt sein als bei der DPR, 
wo die Mitwirkung im Enforcement ja auf 
Freiwilligkeit beruhte. Außerdem werden  
die Unternehmen zukünftig neben der Um-
lage auch die Kosten jedes Bilanzkontrollver-
fahrens separat bezahlen müssen. 

Die BaFin hat angekündigt, ihre Maßnahmen 
in der Marktbeobachtung zu verbessern, um 
so gezielter Unternehmen mit einem hohen 
konkreten oder abstrakten Fehlerrisiko zu 
identifizieren. Darüber hinaus hat die BaFin 
nunmehr eine interaktive Whistleblower-
Plattform, über die mit den Hinweisgebern 
auf anonymisierter Basis kommuniziert wer-
den kann. Es ist daher davon auszugehen, 
dass die BaFin häufiger anlassbezogene Prü-
fungen einleiten wird als in der Vergangen-
heit und eine Vielzahl von Unternehmen  
als Risikounternehmen einer erhöhten Zie-
hungswahrscheinlichkeit unterwerfen wird. 
Da die Kapazität in der Bilanzkontrolle laut 
BaFin verdoppelt werden soll, bedeutet dies 
jedoch nicht, dass weniger reguläre Stich-
probenprüfungen als bisher durchgeführt 
werden.

Frau Prof. Dr. Thormann, starten wir  
einmal mit den weniger brisanten Stich-
probenprüfungen. Wie erfolgt die Aus-
wahl der betroffenen Unternehmen und 
wie wird bei einer solchen Prüfung vor-
gegangen? Auch beim zweistufigen 
Enforcement gab es die Stichprobenprü-
fung. Was wird sich im Rahmen der ein-
stufigen Prüfung durch die BaFin hier 
ändern?

Prof. Dr. Bettina Thormann: Auf Basis  
der veröffentlichten Stichprobengrundsätze 
der DPR, die von der ESMA (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde)  
als „good practice“ im Rahmen des Peer  
Reviews 2017 herausgestellt wurden, erfolg-
te die Stichprobenziehung in drei Stufen.  
Zunächst wurden aus der Gruppe der Unter-
nehmen mit hohem abstrakten Risiko 40 % 
gezogen. Danach wurde – geschichtet nach 
Index- und Nichtindexunternehmen – auf  
Rotationsbasis eine Zufallsauswahl so getrof-
fen, dass Indexunternehmen alle vier bis fünf 
Jahre und Nicht-Indexunternehmen alle acht 
bis zehn Jahre geprüft wurden. Anschlie-
ßend erfolgte eine Ziehung von zehn Unter-
nehmen aus der gesamten Grundgesamt-
heit, von denen drei bewusst für ein 
Enforcement-Verfahren ausgewählt wurden. 

Die BaFin hat bisher keine Stichproben-
grundsätze veröffentlicht, so dass wir nicht 
wissen, ob sie auch zukünftig in der ge-
wohnten Form die Auswahl trifft.

Im Rahmen der Stichprobenprüfungen wird 
sich die BaFin ebenso wie die DPR voraussicht-
lich auf wenige Prüffelder fokussieren. Dies 
sind – soweit relevant für das konkrete Unter-
nehmen – die European Common Enforce-
ment Priorities, die jedes Jahr im Herbst von der 
ESMA veröffentlicht werden und weitere Prüf-
felder, die ein potenzielles Fehlerrisiko bergen.

Herr Riedl, wie sollten sich Unterneh-
men auf eine solche Stichprobenprü-
fung vorbereiten und aufstellen?

Florian Riedl: Die Unternehmen sind gut  
beraten, wenn sie zukünftig vollständige 
und verständliche Buchführungsunterlagen 
für ihre Konzernabschlüsse erstellen und  
vorhalten. Hierbei geht es nicht nur um  
Buchungsbelege im engen Sinne oder Ver-
tragsunterlagen, sondern vor allem auch um 
die Dokumentation von wesentlichen Ermes-
sensentscheidungen und von Management 
Judgement, z. B. bei auslegungsbedürftigen 
Standards oder bei Bewertungen mit großen 
Schätzunsicherheiten. Die BaFin wird ver-
stärkt diese Unterlagen anfordern und nach-
träglichen Erläuterungen für Zwecke des  
Bilanzkontrollverfahrens weniger Bedeutung 
beimessen. Wenn aussagekräftige Unterla-
gen aus der Buchführung nicht vorgelegt 
werden können, kann die BaFin je nach We-
sentlichkeit des abzubildenden Geschäfts-
vorfalls auch eine fehlerhafte Rechnungs- 
legung aufgrund eines Verstoßes gegen  
§ 238 HGB feststellen. 

Florian Riedl und Prof. Dr. Bettina Thormann
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Herr Riedl, wie kann Ebner Stolz betrof-
fene Unternehmen hierbei unterstüt-
zen?

Florian Riedl: Das Enforcement-Verfahren 
ist im Grundsatz ja nicht neu. Allerdings  
raten wir jedem kapitalmarktorientierten  
Unternehmen zu einem Enforcement Quick 
Check. Hier geht es für die Unternehmen  
um eine Dokumenteninventur: Besteht im 
Unternehmen zu allen relevanten (und hier-
auf raten wir auch, sich zu konzentrieren) 
rechnungslegungsrelevanten Sachverhalten 
eine Dokumentation? Auch wenn das 
Enforcement kein Bilanzierungshandbuch 
oder keine Bilanzierungsrichtlinie vor-
schreibt: Wenn für wesentliche Ermessens-
entscheidungen (deren Ausfluss ja auch in 
den Notes komprimiert dargestellt wird)  
keine Dokumentation vorhanden ist, stellt 
das künftig ein Problem dar. 

Die Trennung von Prüfung und Beratung 
und die Anforderungen an das Vorhalten  
einer eigenen vom Prüfer unabhängigen  
Dokumentation zu wesentlichen Sachverhal-
ten ist unabdingbar. 

Bereits in der Abschlussprüfung werden  
mit der Festlegung der Key Audit Matters 
die wesentlichen Bereiche mit hohem 
Fehlerrisiko identifiziert, so dass die Unter-
nehmen die Bereiche mit erhöhtem Doku-
mentationsanforderungen kennen. Ebner 
Stolz wird dabei mit den Unternehmen  
bereits im Rahmen der Abschlussprüfung 
diskutieren, ob die vorgeschlagene Bilanzie-
rung im Einklang mit den Rechnungs
legungsstandards steht und insofern bereits 
in dieser Phase in den Unternehmen auf  
die Erstellung einer adäquaten Dokumenta-
tion der kritischen Bilanzierungsentschei-
dungen hinwirken.

Frau Prof. Dr. Thormann, die immer  
komplexer werdenden Geschäftsvorfäl-
le und Standards für die Finanz- und die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung stellen 
immer höhere Anforderungen an Vor-
stände und Aufsichtsräte eines kapi
talmarktorientierten Unternehmens. Da 
können doch auch leicht einmal Fehler 
passieren. Wie schnell rutscht ein Unter-
nehmen in eine Anlassprüfung rein? 

Prof. Dr. Bettina Thormann: Es ist richtig, 
dass sowohl die Geschäftsvorfälle selbst als 
auch die Standards immer komplexer wer-
den, wodurch das Fehlerrisiko steigt. Ein 
Großteil der von der DPR festgestellten  
Fehler ist daher wohl auch ohne Absicht pas-
siert und auf diese Gemengelage, manchmal 
aber auch auf eine fehlende Qualifikation  
im Rechnungswesen zurückzuführen. 

Wer bewusst fehlerhaft bilanziert, ist der  
Gefahr einer Anlassprüfung schon allein  
deshalb ausgesetzt, weil es immer unter
nehmensinterne Mitwisser geben wird, die 
der BaFin als Whistleblower entsprechende 
Hinweise geben könnten. 

Aber auch ein ordentlicher Kaufmann kann 
Gefahr laufen, in eine Anlassprüfung hinein-
zurutschen, insb. wenn die Investoren und 
Kapitalmarktteilnehmer den Abschluss nicht 
verstehen, z. B. weil die Lageberichts- und 
Anhangangaben zu wesentlichen Ermes-
sensentscheidungen oder großen Geschäfts-
vorfällen unverständlich oder unvollständig 
sind, was dann in der Regel auch von der 
Presse aufgegriffen wird.  

Und wie kann sich ein Unternehmen 
präventiv hiergegen schützen, Herr 
Riedl? 

Florian Riedl: In einem ersten Schritt sollten 
die gestiegenen Anforderungen motivieren, 
mit frischem Blick auf die bisherige Rech-
nungslegung und den Rechnungslegungs-
prozess zu schauen. Konkret empfehlen wir 
Unternehmen die folgenden Schritte:

1. �Betroffenheitsanalyse: Hierzu zählt mit 
Sicherheit eine ehrliche Einschätzung der 
Komplexität der Rechnungslegung. Wie 
viel (erläuterungspflichtigen) Ermessens-
spielraum muss ich ausüben und liegt 
hierfür eine belastbare interne Dokumen-
tation vor? Denn je komplexer meine 
Rechnungslegung ist, umso höher ist das 
Fehlerpotential bei einem Enforcement-
Verfahren. Und wir sehen, dass Unterneh-
men oftmals die Komplexität der Rech-
nungslegung unterschätzen. 

2. �Prozessanalyse: Gerade für komplexere 
Sachverhalte ist die Dokumentation und 
der Sachverstand auf wenige Personen  
im Unternehmen beschränkt. Unterneh-
men sollten daher analysieren, für welche 
rechnungslegungsrelevanten Themen das 
interne Kontrollsystem verbessert werden 
sollte. Hierzu zählen klassischerweise das 
planungsbezogene interne Kontrollsystem 
und Themenbereiche rund um komplexe-
re Sachverhalte wie IFRS 2 oder latente 
Steuern. Relevant ist mit Sicherheit auch 
die Frage, ob mit dem Weggang von Mit-
arbeitern Enforcement-relevantes Wissen 
im Unternehmen verbleibt. 

3. �Prävention: Was wären unabhängig von 
Prüfungsschwerpunkten der ESMA und 
der BaFin Fragen, mit denen wir konfron-
tiert werden und haben wir hierfür bereits 
Antworten? Mit sehr wenig Zeitaufwand 
verbunden ist zum Beispiel eine Analyse 
bisher veröffentlichter Fehler im Bundes-
anzeiger. 
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4. �Benchmarking: Sind unsere Prozesse im 
Vergleich zu gleich komplexen und gleich 
großen Unternehmen wettbewerbsfähig?

5. �Schärfung der Berichterstattung: In 
den letzten Jahren hat sich die Seitenzahl 
der Berichterstattung oftmals verselbst-
ständigt. Hierdurch steigt das Risiko  
von falscher Schwerpunktelegung und  
Inkonsistenzen über verschiedene Bericht-
erstattungsformate hinweg. Eine redu-
zierte, aber risikoadressierte Berichterstat-
tung birgt oftmals weniger Fehlerpotential 
als eine weitgehend generische Berichter-
stattung, die im Zeitablauf immer aus-
ufernder wird.

Unsere Empfehlung ist deshalb die Durch-
führung eines Workshops mit dem Vorstand 
und dem Aufsichtsrat. Vorstand und Auf-
sichtsrat können (z. B. im Bericht des Auf-
sichtsrats) so dokumentieren, dass den neu-
en Anforderungen aus dem FISG Rechnung 
getragen wurde. Und die Expertise von  
Frau Prof. Dr. Thormann ist für viele Unter-
nehmen äußerst wertvoll.

Frau Prof. Dr. Thormann, wenn es nun zu 
einer Anlassprüfung kommt, welche 
Rechte hat die BaFin im Zusammenhang 
mit deren Durchführung?

Prof. Dr. Bettina Thormann: Die BaFin 
kann forensische Untersuchungen durchfüh-
ren und wird verstärkt vor Ort prüfen. Sie hat 
ein Ladungs- und Vernehmungsrecht gegen-
über Jedermann und ihre Eingriffsrechte sind 
an die der Strafverfolgungsbehörden stark 
angenähert. So kann sie bspw. Wohn- und 
Geschäftsräume durchsuchen und Akten be-
schlagnahmen. 

Und welche Konsequenzen drohen für 
Unternehmen und Unternehmenslei-
tung, wenn eine Anlassprüfung einge-
leitet wird?

Florian Riedl: Da die BaFin den Kapital-
markt zukünftig bereits bei Einleitung einer 
Prüfung über Anhaltspunkte für wesentliche 
Verstöße gegen Rechnungslegungsvorschrif-
ten informieren kann und aufgrund der  
Kritik im Wirecard-Verfahren auch infor- 
mieren wird, drohen dem betroffenen Unter-
nehmen – unabhängig davon, ob die Vor-
würfe begründet sind oder nicht – ein 
erheblicher Reputationsschaden und starke 
Kursverluste. Die Unternehmen werden  
daher ebenfalls gut beraten sein, frühzeitig 
in die Kapitalmarktkommunikation zu tre-
ten, um entweder davon zu überzeugen, 
dass die gewählte Bilanzierung vertretbar 
und zweckmäßig war oder aber eine schnel-
le Fehlerkorrektur anzukündigen. 

Hierauf sollten Unternehmen vorbereitet 
sein, da die Kommunikation nicht nur belast-
bar, sondern auch sehr schnell erfolgen soll-
te, um den Kapitalmarkt nicht zu verunsi-
chern – dies dann oftmals auch in Zeiten 
erheblicher personeller Beanspruchung des 
Rechnungswesens. Eine gute Vorbereitung 
ist dann umso wichtiger und spart am Ende 
auch Geld und Ressourcen.

Wie schätzen Sie die Änderungen des 
Enforcement-Verfahrens, die ja durch 
den Wirecard-Skandal ausgelöst wur-
den, ein. Wird dies zu einer Verbesse-
rung hinsichtlich der Überwachung von 
Finanzinformationen führen oder ist 
auch das neue Enforcement ein zahnlo-
ser Tiger?

Prof. Dr. Bettina Thormann: Bei Fällen  
mit Verdacht auf Betrug, insb. Top Manage-
ment Fraud, ist das einstufige Verfahren  
mit der BaFin als zuständiger Behörde sicher 
eine Verbesserung, zumal die BaFin jetzt 
auch mit erweiterten Durchgriffsrechten  
ausgestattet wurde und kaum als zahnloser 
Tiger bezeichnet werden kann. Durch das 
FISG sehe ich aber leider einen generellen 
Trend zur Kriminalisierung des Bilanzrechts. 
Dies erscheint mir mit meiner Erfahrung  
aus 16 Jahren Enforcement jedoch nicht  
gerechtfertigt, da die wenigsten Bilan
zierungsfehler, die von der DPR/BaFin in  
der Vergangenheit festgestellt wurden, als 
potentielle Bilanzbetrugsfälle an die Staats-
anwaltschaft gemeldet werden mussten. 
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novus STEUERRECHT

UNTERNEHMENSBESTEUERUNG

Windkraftanlagen: AfA-Berechtigung und Rückstellung  
für Rückbauverpflichtung 

Gewerbliche Infizierung einer freiberuflichen Partnerschaft

Die Berechtigung, Absetzungen für Abnut-
zung zu berücksichtigen, besteht erst nach 
Abnahme des Wirtschaftsguts bzw. Gefah-
renübergang, so auch bei einer Windkraft-
anlage. Ein vorheriger Besitz- und Nut-
zungsübergang ändern daran nichts, auch 
wenn bereits Einnahmen erwirtschaftet 
werden. 

Das FG Münster urteilte im Fall zweier neu 
erworbener Windkraftanlagen, dass die erst-
malige Inbetriebnahme für einen Probebe-
trieb noch nicht zur Geltendmachung von 
AfA berechtigt (Urteil vom 15.09.2021, rkr., 
Az. 13 K 3059/19 G,F, BB 2022, S. 113). Der 
Lieferant trage bis zur endgültigen Abnahme 
das Risiko des Wertverzehrs, sollte es wäh-
rend des Probebetriebs zu technischen 
Schwierigkeiten kommen, die eine Endab-
nahme verhindern. Die gleichzeitige Inan-
spruchnahme von AfA in Situationen, in  
welchen aus Wirtschaftsgütern bereits Ein-

nahmen erzielt werden, werten die Finanz-
richter lediglich als „übliche Koinzidenz“.  
Ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten 
scheide für die Einnahmen aus Stromeinspei-
sungen im Probebetrieb aus.

Rückstellungen für Rückbauverpflichtungen 
sind ebenfalls erst zu passivieren, sobald das 
wirtschaftliche Eigentum an den Windkraft-
anlagen übergegangen ist, da sie bis zu die-
sem Zeitpunkt nicht als im laufenden Betrieb 
i.S. des § 6 Abs.1 Nr. 3a Buchst. d Satz 1 EStG 
angefallen gelten. 

Die Konzentration von Organisations-, 
Verwaltungs- und Management-Aufga-
ben auf einen Mitunternehmer einer zahn-
ärztlichen Partnerschaftsgesellschaft, der 
nahezu keinerlei zahnärztliche Leistungen 
mehr erbringt, führt zur gewerblichen Infi-
zierung der Einkünfte der gesamten Part-
nerschaftsgesellschaft.

Im Streitfall trug einer der Zahnärzte einer 
Zahnärztepraxis nur mit einem Anteil  
von 0,028% zu den Gesamterlösen aus  
Behandlungsleistungen an Patienten bei  
und war im Übrigen mit Leitungs- und  
Managementaufgaben befasst. Da insofern 
nicht alle Mitunternehmer der Praxis eigen-
verantwortlich und leitend freiberuflich tätig 

waren, sah das FG Rheinland-Pfalz die  
gesamte Tätigkeit der als Partnerschafts
gesellschaft geführten Praxis als gewerb- 
lich im Sinne des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG an 
(Urteil vom 16.09.2021, Az. 4 K 1270/19, 
DStRE 2022, S. 331). Die Tätigkeiten des 
Mitunternehmers, die u. a. in der Akquise, 
Verwaltung und vertraglichen Angelegen-
heiten, Qualitätssicherung, Organisation der 
Abläufe und der Einhaltung der Hygiene-
standards bestanden, seien nicht als un-
trennbare Leistungsbestandteile in zahnärzt-
liche Leistungen der übrigen Gesellschafter 
eingegangen. Vielmehr spielten sie nur eine 
Nebenrolle und reichten nicht als Vorausset-
zung für eine freiberufliche Tätigkeit dieses 
Mitunternehmers.

Hinweis: Gegen das Urteil des FG Rhein-
land-Pfalz wurde unter dem Az. VIII R 4/22 
Revision beim BFH eingelegt. Die zu erwar-
tende Entscheidung des BFH ist auch für  
andere freiberuflich tätige Personengesell-
schaften von Relevanz, bei denen einer der 
Mitunternehmer fast ausschließlich mit  
Managementaufgaben betraut ist. 
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Steuerliche Anerkennung einer Innengesellschaft

Gewinnzurechnung nach Sperrfristverletzung bei Realteilung

Ein als stille Gesellschaft bezeichnetes 
Gesellschaftsverhältnis zwischen einem 
Freiberufler und seinem minderjährigen 
Kind ist einkommensteuerlich anzu
erkennen, wenn die Vereinbarungen  
einem Fremdvergleich standhalten.

Strittig war, ob Gewinnbeteiligungen, die  
ein in eigener Praxis tätiger Zahnarzt seinen 
Kindern aufgrund von schenkweise einge-
räumten „stillen Beteiligungen“ zahlte, als 
Betriebsausgaben abziehbar sind. 

Der BFH betonte mit Urteil vom 23.11.2021 
(Az. VIII R 17/19, DStR 2022, S. 407), dass 
eine stille Gesellschaft zwischen nahen  
Angehörigen auch dann steuerlich anzuer-
kennen ist, wenn dem Angehörigen im  
Wege der vorweggenommenen Erbfolge  
eine „stille Beteiligung“ zugewendet wurde. 
Voraussetzung sei, dass die Vereinbarungen 
einem Fremdvergleich standhalten. Hierzu 
müssten sie zivilrechtlich wirksam sein, in-
haltlich dem unter fremden Dritten Üblichen 
entsprechen und auch wie unter frem- 
den Dritten vollzogen werden. Für eine ent-
sprechende Prüfung fehlten dem BFH aller-
dings Feststellungen der Vorinstanz, des  
FG München, an welche er die Sache zurück-
verwies.

Für die Feststellung der Fremdvergleichskon-
formität sollten laut BFH insb. die Umset-
zung bzw. der Vollzug der Einlagebestim-
mungen, die Gewinnbeteiligungsregelungen 
und die Informations- und Kontrollrechte 
geprüft werden. Ferner seien Laufzeit,  
Kündigungsmöglichkeiten, Nachfolgerege-
lungen und Regelungen zu Inhaberwechsel 
und Auseinandersetzung der Gesellschaft zu 
betrachten.

Hinweis: Sollte die Innengesellschaften  
anzuerkennen sein, stehen diese steuerlich 
einer stillen Gesellschaft gleich, so dass die 
Gewinnbeteiligungen als Betriebsausgaben 
anzuerkennen wären. 

Werden aus der Realteilung einer Perso-
nengesellschaft übernommene wesent-
liche Betriebsgrundlagen innerhalb  
einer dreijährigen Sperrfrist veräußert, 
ist der daraus resultierende Gewinn aus-
schließlich dem veräußernden Realteiler 
zuzurechnen.

Nach der Aufteilung einer Gemeinschafts
praxis (GbR) in zwei Einzelpraxen veräußer- 
te einer der beiden Realteiler seine Einzelpra-
xis innerhalb der Sperrfrist von drei Jahren 
nach Abgabe der Steuererklärung der GbR 
für den Realteilungs-Veranlagungszeitraum. 
Durch die Veräußerung innerhalb der Sperr-
frist war insoweit der Buchwertansatz für  
die Realteilung aufzuheben und rückwirkend 

die in die veräußerte Einzelpraxis übernom-
menen wesentlichen Betriebsgrundlagen  
auf Ebene der GbR mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

Der BFH entschied hierzu mit Urteil vom 
23.11.2021 (Az. VIII R 14/19, DStR 2022,  
S. 599), dass der dadurch entstandene  
Gewinn nur dem Realteiler zuzurechnen  
und von diesem zu versteuern ist, der den 
Sperrfristverstoß verursacht hat. 

Hinweis: Der BFH grenzt diesen Fall klar  
von der Gewinnrealisierung durch gemein-
schaftliche Entnahme von Wirtschaftsgütern 
im Zeitpunkt der Realteilung durch die Real-
teilungsgesellschaft (§ 16 Abs. 3 Satz 7 EStG) 
ab, bei welcher die Entnahme zu gemeinen 
Werten zu erfolgen hat und ein hieraus  
resultierender Gewinn den Gesellschaftern 
nach dem allgemeinen Gewinnverteilungs-
schlüssel zuzurechnen ist.
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In seiner Sitzung am 23.02.2022 hat  
das Bundeskabinett den Entwurf der 
Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 
(KStR 2022) beschlossen. Der Bundesrat 
stimmte den Richtlinien am 08.04.2022 
zu, so dass diese nun zur Anwendung 
kommen.

In der Neufassung sind zwischenzeitlich  
erfolgte Gesetzesänderungen (insb. des Kör-
perschaftsteuergesetzes) ebenso berücksich-
tigt wie aktuelle höchstrichterliche Rechtspre-
chung. Erwähnenswert sind vor allem 
geänderte Verlautbarungen zur ertragsteuer-

lichen Behandlung von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts (R 4.1 bis R 4.3 KStR) 
und Regelungen zur ertragsteuerlichen  
Organschaft (R 14.8 KStR). 

Zudem wird klargestellt, dass optierende 
Personengesellschaften i S. v. § 1a KStG  
von der Anwendung des Freibetrags für  
bestimmte Körperschaften nach § 24 KStG 
ausgeschlossen sind. Weitergehende Aus-
führungen zu der neuen Option zur Körper-
schaftsbesteuerung nach § 1a KStG sind in 
den neuen, im Entwurf vorliegenden KStR 
allerdings nicht enthalten. Hierzu hat das 

BMF mit Schreiben vom 10.11.2021 (Az. IV C 2 
– S 2707/21/10001 :004, DStR 2021,  
S. 2693) Stellung bezogen (wir berichteten 
im novus Januar/Februar 2022, S. 11). 

Vom Kapitalertragsteuerabzug kann  
Abstand genommen werden, wenn eine 
sog. Dauerüberzahlerbescheinigung 
vorliegt. Hierfür kommt es auf die Art 
der Geschäfte an. Werden von einer  
Holdinggesellschaft neben der Beteili-
gungsverwaltung auch Beratungsleis-
tungen erbracht, ist das nicht per se 
schädlich.

Ein Kapitalertragsteuerabzug kann unter
bleiben, wenn die Kapitalertragsteuer beim 
Gläubiger der Kapitalerträge auf Grund der 
Art seiner Geschäfte auf Dauer höher wäre 
als die gesamte festzusetzende Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer (§ 44a Abs. 5 Satz 1 
EStG). Der Gläubiger hat sich hierzu von  
seinem zuständigen Finanzamt eine Dauer-
überzahlerbescheinigung ausstellen zu las-
sen (§ 44a Abs. 5 Satz 4 EStG).

Ein solches Vorgehen ist regelmäßig bei  
einer Holdingkapitalgesellschaft mit (fast) 
ausschließlich Beteiligungserträgen bzw. 
Veräußerungsgewinnen möglich, da deren 
Erträge zu 95 % steuerfrei sind. 

Im Streitfall erbrachte eine GmbH im  
Rahmen ihrer Holdingfunktion gegenüber 
ihrer Tochtergesellschaft aber auch Bera-
tungsleistungen. Nach Auffassung des FG 
München waren diese Beratungsleistungen 
jedoch nicht geeignet, das Vorliegen einer 
Dauerüberzahlersituation in Frage zu stellen, 
so dass eine entsprechende Dauerüberzah-
lungbescheinigung zu erteilen war (Urteil 
vom 15.03.2021, Az. 7 K 1827/18,  
EFG 2021, S. 1383). Zu diesem Ergebnis 
kommt das FG München jedenfalls dann, 
wenn die Holding – wie im Streitfall – nicht 
über eigenes Personal zur Erbringung der  

Beratungsleistungen verfügt und somit hier-
aus keine substantiellen Gewinne erzielen 
kann. 

Hinweis: Die Revision ist beim BFH unter 
dem Az. I R 18/21 anhängig.

Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 

Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug:  
Überzahlungssituation bei Führungs- und Funktionsholding
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Die Aufteilung von Aufwendungen, 
welche in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einer Betriebsveranstal- 
tung stehen, nur auf die tatsächlich teil-
nehmenden Arbeitnehmer könnte ge-
gen den allgemeinen Gleichheitssatz 
(Art. 3 GG) verstoßen. Ein Verfahren 
hierzu ist derzeit beim BVerfG anhängig.

In die Bemessungsgrundlage der Zuwendun-
gen anlässlich einer Betriebsveranstaltung 
sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers 
einschließlich Umsatzsteuer einzurechnen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Veranstaltung stehen. Diese Zuwendun-
gen führen zu steuerpflichtigem Arbeitslohn, 
soweit sie den auf maximal zwei Betriebsver-

anstaltungen im Jahr anzuwendenden Frei-
betrag von 110 Euro pro Arbeitnehmer über-
steigen. 

Mit Urteil vom 29.04.2021 (Az. VI R 31/18, 
BStBl. II 2021, S. 606) hat der BFH entschie-
den, dass diese Aufwendungen auf die  
an der Betriebsveranstaltung tatsächlich  
teilnehmenden und nicht auf die ange- 
meldeten Arbeitnehmer aufzuteilen seien 
(siehe hierzu novus August/September 2021,  
S. 15). 

Da die Verteilung sog. „No-Show-Kosten“ 
für nicht anwesende, aber angemeldete  
Arbeitnehmer auf tatsächlich Anwesende 
gegen das steuerrechtliche Leistungsfähig-

keitsprinzip als Ausfluss des allgemeinen 
Gleichheitssatzes (Art. 3 GG) verstoßen 
könnte, wird diese Auffassung derzeit infol-
ge einer Verfassungsbeschwerde durch das 
BVerfG überprüft (Az. 2 BvR 1443/21). 

Hinweis: Entsprechende Fälle, auch etwa  
bei Nutzung der pauschalen Lohnversteue-
rung durch den Arbeitgeber, können mit  
Verweis auf das anhängige Verfahren mittels 
Einspruchs offengehalten werden. 

Verfassungsbeschwerde zu „No-Show-Kosten“ anlässlich  
einer Betriebsveranstaltung

ARBEITNEHMERBESTEUERUNG

Übernommene Berufshaftpflichtversicherungsbeiträge  
für angestellte Rechtsanwälte nur teilweise Arbeitslohn

Übernimmt eine Rechtsanwaltssozietät die 
Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung 
ihrer angestellten Rechtsanwälte, die im 
Außenverhältnis nicht für eine anwaltliche 
Pflichtverletzung haften, ist nur der Prämi-
enanteil als Arbeitslohn zu versteuern, der 
auf die nach der Bundesrechtsanwaltsord-
nung vorgeschriebenen Mindestversiche-
rungssumme entfällt.

Dies entschied der BFH mit Urteil vom 
15.12.2021 (Az. VI R 32/19). Gemäß dessen 
Auffassung liegt eine Berufshaftpflichtver
sicherung über die Mindestversicherungs-
summe hinaus, bei der auch zivilrechtlich 
nicht haftende und nur auf dem Briefkopf 
aufgeführte Rechtsanwälte einbezogen wer-
den, im überwiegend eigenbetrieblichen  
Interesse der Sozietät, da dadurch letztlich 
vermieden wird, dass im Versicherungsfall 
eine Unterdeckung vorliegen könnte. Ein  
eigenes Interesse des angestellten Rechtsan-
walts an der Höherversicherung könne auch 
nicht für den Fall begründet werden, in dem 

dieser außerhalb der Sozietät zudem selbst-
ständig als Anwalt tätig wäre. Dies sei, so der 
BFH, lediglich ein – nicht lohnsteuerbarer – 
Reflex. 

Hinweis: Damit sind durch die Sozietät 
übernommene Versicherungsbeiträge für 
sog. Briefkopfanwälte im Fall einer Versiche-
rung über die Mindestversicherungssumme 
hinaus aufzuteilen und nur in Höhe des  
Prämienanteils, der auf die Mindestversiche-
rungssumme entfällt, als Arbeitslohn zu  
versteuern.
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Werden Überstundenvergütungen ver-
anlagungszeitraumübergreifend für 
mehr als zwölf Monate geleistet, ist  
die darauf entfallende Einkommensteu-
er nach der sog. Fünftel-Regelung zu 
ermitteln.

Laut BFH-Urteil vom 02.12.2021 (Az. VI R 23/19, 
DStR 2022, S. 610) handelte es sich bei  
einer Auszahlung von Überstunden, die  
sich im Streitfall über einen Zeitraum von 

drei Jahren angesammelt hatten, um außer-
ordentliche Einkünfte, auf die die Tarifermä-
ßigung in Form der sog. Fünftel-Regelung 
zur Anwendung kommt. Dadurch ergibt 
sich durch den progressiven Verlauf des  
Einkommensteuertarifs in gewissen Um-
fang eine geringere Steuerbelastung. 

Damit stellt der BFH klar, dass Lohnnach-
zahlungen für vorangegangene Veran
lagungszeiträume sowie veranlagungszeit-

raumübergreifend geleistete Überstun- 
denvergütungen als Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit i. S. der Tarifermäßi-
gungsnorm des § 34 EStG anzusehen sind.

Hinweis: Da die Überstunden im Streitfall 
mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses ab-
gegolten waren, lagen für den BFH auch 
wirtschaftliche Gründe für die Zusammen-
ballung der Auszahlungen vor.

Tarifermäßigung nach § 34 EStG bei Überstundenvergütungen

Häusliches Arbeitszimmer muss nicht „erforderlich“ sein

Aufwendungen für ein häusliches  
Arbeitszimmer sind abziehbar, wenn  
sie durch die Einkünfteerzielung veran-
lasst sind und das Arbeitszimmer aus-
schließlich beruflichen bzw. betrieb
lichen Zwecken dient. Unerheblich ist 
hingegen, ob ein häusliches Arbeitszim-
mer für die Tätigkeit tatsächlich erfor-
derlich ist. 

Für den Fall einer Flugbegleiterin mit 134 
Reisetagen hat der BFH entschieden, dass es 
für die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen 
für ein häusliches Arbeitszimmer nicht dar-
auf ankommt, ob das Arbeitszimmer für die 
berufliche oder betriebliche Tätigkeit erfor-
derlich ist (BFH-Urteil vom 03.04.2019,  
Az. VI R 46/17, DStR 2022, S. 609). Die  
Erforderlichkeit sei kein ungeschriebenes 
Tatbestandsmerkmal, so dass es ausreiche, 

wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfü-
gung stehe und der Raum (nahezu) aus-
schließlich für betriebliche oder berufliche 
Zwecke genutzt werde. Die Flugbegleiterin 
konnte damit Aufwendungen bis zu 1.250 
Euro als Werbungskosten berücksichtigen. 

Hinweis: Das Urteil wurde vom BFH nach-
träglich zur Veröffentlichung bestimmt.
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Nachdem sich im letzten Jahr die Ver-
waltungsauffassung dahingehen geän-
dert hatte, dass Aufsichtsratsmitglie- 
der nur dann eine im umsatzsteuer-
rechtlichen Sinne selbständige Tätigkeit  
ausüben, wenn sie ein Vergütungsrisiko 
tragen, geht das BMF nun in einem  
weiteren Schreiben auf praxisrelevante 
Fragen in diesem Zusammenhang ein.
  
Mit BMF-Schreiben vom 08.07.2021 (Az. III 
C 2 – S 7104/19/10001 :003, BStBl. I 2021, 
S. 919) hat das BMF auf die BFH- und EuGH-
Rechtsprechung zur Unternehmereigen-
schaft von Aufsichtsräten reagiert und fest-
gehalten, dass eine selbständige – und damit 
im umsatzsteuerrechtlichen Sinne unterneh-
merische – Tätigkeit nur dann vorliegt, wenn 
das Aufsichtsratsmitglied ein Vergütungs
risiko trägt, also keine reine Festvergütung 
erhält. Im Falle von gemischten Vergütungen 
mit festen und variablen Komponenten ist 
von einer selbständigen Tätigkeit auszuge-
hen, wenn der Anteil der variablen Vergü-
tung mehr als 10 % beträgt (siehe auch  
novus August/September 2021, S. 16). 

In dem neu ergangenen Schreiben (BMF-
Schreiben vom 29.03.2022, Az. III C 2 –  
S 7104/19/10001 :005, DStR 2022, S. 658) 
führt die Finanzverwaltung aus, dass bei der 
Prüfung der 10 %-Grenze auf das Geschäfts-
jahr der kontrollierten Gesellschaft abzustel-
len sei und für die Prüfung die Verhältnisse 
zu Beginn des Geschäftsjahres maßgeblich 
seien. In die Berechnung seien als variable 
Bestandteile ferner alle Vergütungen für die 
zu Beginn des Geschäftsjahres geplanten 
Aufsichtsratssitzungen einzubeziehen, unab-
hängig von der tatsächlichen Teilnahme des 
Aufsichtsratsmitglieds.

Ferner nimmt die Finanzverwaltung Stellung 
zum Leistungszeitpunkt bei Aufsichtsratsver-
gütungen: Maßgeblicher Leistungszeitpunkt 
für die allgemeine Tätigkeit des Aufsichts-
ratsmitglieds sei der Ablauf des Geschäfts-
jahrs der Gesellschaft. Erhält der Aufsichtsrat 
für die tatsächliche Teilnahme an Aufsichts-
ratssitzungen Auslagenersatz und Sitzungs-
geld, sei der insoweit maßgebliche Leis-
tungszeitpunkt jedoch der Sitzungstag.

Hinweis: Aufgrund der in dem BMF-Schrei-
ben vorgesehenen Übergangsregelungen 
wird es nicht beanstandet, wenn die neuen 
Regelungen erst auf Geschäftsjahre, die 
nach dem 01.01.2022 beginnen, ange-
wandt werden.

Ausführliche Informationen zur Umsatzbe-
steuerung von Aufsichtsräten finden Sie hier.

Wird in einem Online-Spiel virtuelles 
Land „vermietet“, handelt es sich nicht 
um eine umsatzsteuerbare Leistung. 
Beim Umtausch einer Spielwährung  
in ein gesetzliches Zahlungsmittel über 
eine von der Spielbetreiberin angebote-
ne Börse kann allerdings eine umsatz-
steuerlich relevante Leistung vorliegen.

Laut BFH-Urteil vom 18.11.2021 (Az. V R 38/19, 
DStR 2022, S. 547) begründen Umsätze im 
Rahmen des Spielgeschehens, wie z. B. aus 
der „Vermietung“ von virtuellem Land, keine 
umsatzsteuerbaren Leistungen, da es an  
einer Beteiligung am realen Wirtschaftsleben 
fehlt. 

Anders verhält es sich laut BFH beim  
Eintausch im Spiel verdienter sog. C-Dollar  
in gesetzliche Zahlungsmittel. Mit der ent-
geltlichen Übertragung wird eine sonstige 
Leistung erbracht, denn umsatzsteuerlich 
liegt darin – so der BFH – eine Rechteüber

tragung. Der Spielenutzer, der einen Inter-
nethandel mit Waren jeglicher Art betrieb 
und virtuelles Land in dem Online-Spiel  
im Rahmen seines Gewerbes erwarb und 
vermietete, tauschte diese C-Dollar mittels 
Verkaufsorder über eine von der Spielbetrei-
berin angebotene Börse gegen „echte“ Dol-
lar ein. Der BFH würdigte dies als sonstige 
Leistung an die in den USA ansässige Spiel-
betreiberin. Da der Leistungsort nach der 
Grundregel für B2B-Umsätze nach dem 
Empfängerort zu bestimmen war, führte  
die Annahme eines Leistungsaustausches zu 
keiner Umsatzsteuerpflicht im Inland. 

UMSATZSTEUER

Konkretisierungen zur Umsatzbesteuerung von Aufsichtsräten

„Vermietung“ von virtuellem Land in einem Online-Spiel
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Der Erwerb hälftigen Miteigentums 
durch Ehegatten an einem Grundstück 
ist umsatzsteuerlich nicht als Erwerb 
durch eine GbR anzusehen. Vielmehr ist 
der jeweilige Miteigentümer Leistungs-
empfänger.

Bei der Übertragung von Miteigentum ist laut 
Urteil des BFH vom 25.11.2021 (Az. V R 44/20, 
DStR 2022, S. 611) der jeweilige Miteigen
tümer Leistungsempfänger beim Erwerb als 
Bruchteilseigentümer. Die Annahme einer 
den Eigentumserwerb überlagernden GbR 
lehnte der BFH ab. Dementsprechend ist  
bei wirksamer Ausübung der Option im 
Grundstückskaufvertrag für die Übertragung 
des Bruchteilseigentums der jeweilige Mitei-
gentümer und nicht eine – tatsächlich nicht 
gebildete – GbR Steuerschuldner im Hinblick 
auf den Erwerb des Miteigentumsanteils.  
Zudem sei es im Regelungszusammenhang 

der Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 
Buchst. a UStG mit der Möglichkeit, auf die 
Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 2 
UStG zu verzichten, und der daraus resul
tierenden Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
nach § 13b Abs. 2 Nr. 3 UStG nicht möglich, 
die Person des Steuerschuldners abweichend 
von den nach diesen Vorschriften maßgeb
lichen Kaufvertrag zu bestimmen. Im Urteils-
fall lehnte der BFH eine gesamtschuld
nerische Haftung der Eheleute ab, da  
§ 13b Abs. 2 Nr. 3, Abs. 5 UStG für die  
Bestimmung des Umsatzes und damit der 
Steuerschuld an die Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuergesetzes anknüpft. So-
mit führte der Erwerb jeweils hälftigen Mitei-
gentums anders als bei der gemeinsamen 
Vermietung durch Bruchteilseigentümer nicht 
zu einer gesamtschuldnerischen Haftung, so 
dass gegen sie auch kein zusammengefasster 
Steuerbescheid erlassen werden konnte.  

Hinweis: Mit diesem Urteil bestätigt der  
BFH seine bisherige Rechtsprechung, dass  
eine Bruchteilsgemeinschaft anders als  
eine GbR nicht als einheitlicher Unterneh-
mer behandelt werden kann. Folgerichtig 
konnte im Urteilsfall nicht die Bruchteils- 
gemeinschaft für die empfangene Leistung 
Steuerschuldner nach § 13b UStG sein. Die 
Finanzverwaltung anerkennt diese Recht-
sprechungsgrundsätze bisher nur im Hin-
blick auf den Vorsteuerabzug und änderte 
mit BMF-Schreiben vom 27.10.2021 den 
Umsatzanwendungserlass entsprechend  
(s. dazu novus Januar/Februar 2022, S. 19). 

Leistungsempfänger bei der Übertragung  
von hälftigem Miteigentum

INTERNATIONALES STEUERRECHT

Zuordnung von Wirtschaftsgütern bei personalloser  
Betriebsstätte

Nach Auffassung des BFH ist außer-
halb des Anwendungsbereiches des  
§ 1 AStG und für Zwecke der allgemei-
nen Gewinnermittlung nach §§ 4 ff. 
EStG eine Zuordnung von Wirtschafts-
gütern zu Betriebsstätten nicht zwin-
gend (allein) nach den ausgeübten  
Personalfunktionen vorzunehmen.

Im Streitfall geht es um die Frage, ob ein  
Entstrickungsgewinn entsteht, weil bei einer 
personallosen Betriebsstätte (im konkreten 
Fall ein Windpark) Wirtschaftsgüter nicht 
mehr dieser, sondern ab 2013 unter Anwen-
dung des in § 1 Abs. 5 AStG geregelten  
„Authorised OECD Approach“ (AOA) der  
ausländischen Geschäftsleitungsbetriebsstät-
te zuzuordnen waren.

In den vom BMF formulierten Verwaltungs-
grundsätzen Betriebsstättengewinnaufteilung 
(VWG BsGa) wird die gesetzliche Regelung 
zum AOA so ausgelegt, dass einer Betriebs-
stätte ausgehend von ihren Personalfunk- 
tionen die entsprechenden Vermögens- 
werte zuzuordnen sind (BMF-Schreiben vom 
22.12.2016, Az. IV B 5 – S 1341/12/10001 – 
03, BStBl I 2017, S. 182, Rn. 444). Mangels 
Personal in der inländischen Betriebsstätte  
käme es demnach im Streitfall zur Besteue-
rung eines Entstrickungsgewinns aus der 
Überführung der Wirtschaftsgüter in die  
ausländische Betriebsstätte. 

Dem tritt der BFH im Beschluss vom 
24.11.2021 (Az. I B 44/21 (AdV), DStR, 2022, 
S. 399) entgegen und macht deutlich, dass 
keine „Ausstrahlwirkung“ des § 1 Abs. 5 
AStG bestehe. Der BFH schließt sich bei  

summarischer Prüfung der Schrifttumsauf
fassung an, wonach die Entstrickungsrege-
lung in § 4 Abs. 1 Sätze 3 und 4 EStG und die 
Norm des § 1 Abs. 5 AStG „unverbunden“ 
nebeneinander stünden und für Zwecke der 
allgemeinen Gewinnermittlung nach §§ 4 ff. 
EStG keine alleinige Zuordnung von Wirt-
schaftsgütern anhand der Personalfunktion 
geboten sei. 

Der BFH betont in seinem Beschluss die unkla-
re Rechtslage bei personallosen Betriebs
stätten und schließt eine nutzungsbezogene 
Zuordnung von Wirtschaftsgütern nicht aus 
(so auch BMF-Schreiben vom 17.12.2019,  
Az. IV B 5 – S 1341/19/10010 :003, DStR 2019, 
S. 2700).

Hinweis: Es bleibt abzuwarten, wie die Ent-
scheidung im Hauptsacheverfahren ausfällt. 
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Das FG Niedersachsen hält die Anrechnung 
von im Ausland angefallener Körperschaft-
steuer auf die inländische Körperschaft-
steuer folgender Veranlagungszeiträume 
grundsätzlich für möglich. Zwingende ver-
fahrensrechtliche Voraussetzung ist jedoch 
die vorherige gesonderte Feststellung der 
Anrechnungsüberhänge in den entspre-
chenden Veranlagungszeiträumen. 

In dem Urteilsfall kam die Anrechnung grie-
chischer Körperschaftsteuer auf die deutsche 
Körperschaftsteuer im Zusammenhang mit 
im Inland steuerpflichtigen Gewinnausschüt-
tungen in den Jahren 1993 bis 2000 an eine 
deutsche Aktiengesellschaft in den jeweiligen 
Veranlagungszeiträumen im Rahmen des frü-
heren Anrechnungssystems nicht in Betracht, 
da die Empfängerin der Gewinnausschüttun-
gen Verluste erwirtschaftete und daher für 
diese Veranlagungszeiträume keine inländi-
sche Körperschaftsteuer festgesetzt wurde.

Aufgrund erheblicher Zweifel an der Verein-
barkeit der Regelungen zur Anrechnung  
ausländischer Steuern nach § 26 Abs. 6 
KStG a. F. mit EU-Recht, namentlich der Nie-
derlassungsfreiheit, bejaht das FG Nieder-
sachsen in seinem Urteil vom 14.12.2021 
(Az. 6 K 87/19) grundsätzlich die Möglichkeit 
der Anrechnung in späteren Veranlagungs-
zeiträumen. Den etwaigen Verstoß gegen 
die Niederlassungsfreiheit erkennt das Nie-
dersächsische FG in der fehlenden Möglich-
keit eines Vortrags der bislang nicht ange-
rechneten Quellensteuer entsprechend den 
Regelungen zum Verlustvortrag (§ 10d EStG). 
Eine solche Vortragsmöglichkeit für anrechen-
bare Steuern sei im Wege der geltungserhal-
tenden Extension in das nationale Recht hin-
einzulesen. Ohne eine abschließende Klärung 
durch den EuGH herbeizuführen, versagt das 
Gericht in dem Urteilsfall jedoch die perioden-
übergreifende Anrechnung ausländischer Kör-
perschaftsteuer, weil bei geltungserhaltendem 
Hineinlesen des EU-Rechts in das natio- 
nale Recht eine gesonderte Feststellung des 
begehrten Anrechnungsüberhangs entspre-

chend § 10d EStG erforderlich wäre. Eine sol-
che Feststellung lag im Urteilsfall (noch) nicht 
vor und war nicht Gegenstand des Verfahrens, 
weshalb die Klage keinen Erfolg hatte.

Hinweis: Die Revision gegen das Urteil ist 
laut Angaben des FG Niedersachsen beim 
BFH unter dem Az. I R 6/22 anhängig. Das 
Urteil erging zwar zu einer früheren Rechts-
lage, könnte aber auch in aktuellen Fällen 
von Relevanz sein, bspw. wenn Gewinn- 
ausschüttungen aus dem Ausland nach  
§ 8b Abs. 4 KStG der inländischen Besteue-
rung unterliegen und damit die Anrechnung 
ausländischer Quellensteuern im Raum 
steht. In entsprechenden Fällen sollte die 
Möglichkeit zur gesonderten Feststellung  
eines vorzutragenden Anrechnungsüber-
hangs geprüft werden. Soweit die Gewinn-
ausschüttungen bei der empfangenden Ge-
sellschaft allerdings nach § 8b Abs. 1 KStG 
steuerfrei sind, kommt eine Anrechnung 
ausländischer Steuern mangels Vorliegen 
von in Deutschland steuerpflichtigen Ein-
künften generell nicht in Betracht. 

Periodenübergreifende Anrechnung ausländischer  
Körperschaftsteuer
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Homeoffice: Corona-Sonderregelungen für Grenzgänger  
laufen aus

Um zu vermeiden, dass Corona-bedingte 
Homeoffice-Tätigkeiten von Grenzgän-
gern Auswirkungen auf die bisherige 
Zuweisung des Rechts zur Besteuerung 
des Arbeitslohns haben, wurden mit Bel-
gien, Frankreich, Luxemburg, Niederlan-
de, Österreich, Polen und der Schweiz 
spezielle Vereinbarungen getroffen. Die-
se werden nun gekündigt bzw. beendet.

Konkret laufen die Verständigungsverein
barungen mit Wirkung zum 30.06.2022 aus 
bzw. werden zum 30.06.2022 gekündigt:

ff Belgien (BMF-Schreiben vom 25.03.2022, 
Az. IV B 3 – S 1301-BEL/20/10002 :001)
ff Frankreich (BMF-Schreiben vom 05.04.2022, 
Az. IV B 3 - S 1301-FRA/19/10018 :007)
ff Luxemburg (BMF-Schreiben vom 25.03.2022, 
Az. IV B 3 – S 1301-LUX/19/10007 :004)
ff Niederlande (BMF-Schreiben vom 04.04.2022, 
Az. IV B 3 – S 1301-NDL/20/10004 :001)
ff Österreich (BMF-Schreiben vom 04.04.2022, 
Az. IV B 3 – S 1301-AUT/19/10006 :005)
ff Polen (BMF-Schreiben vom 22.04.2022,  
Az. IV B 3 – S 1301-POL/19/10006 :002)
ff Schweiz (BMF-Schreiben vom 13.04.2022, 
Az. IV B 2 – S 1301-CHE/21/10018 :009)

Hinweis: Zu beachten ist dabei, dass bereits 
bislang die Anwendung der Sonderregelun-
gen fraglich sein dürfte, wenn die Tätigkeit  
vom Homeoffice aus nicht mehr Corona- 
bedingten Einschränkungen, wie etwa einer 
gesetzlich angeordneten Homeoffice-Pflicht, 
geschuldet ist, sondern vielmehr auf einer 
arbeitsrechtlichen Vereinbarung beruht (vgl. 
dazu auch novus Oktober 2022, S. 20). 

Ist die Wegzugsteuer nach § 6 Abs. 5 
AStG a. F. zinslos zu stunden, gilt dies 
auch für den Fall, dass die Wegzugsteuer 
verspätet festgesetzt wird. Für den Zeit-
raum bis zur verspäteten Festsetzung 
dürfen somit keine Nachzahlungszinsen 
festgesetzt werden. Diese Maßstäbe 
wendet das FG Köln auch bei einer 
Wohnsitzverlegung in die Schweiz an.

Verlegt ein bislang in Deutschland unbe-
schränkt Steuerpflichtiger seinen Wohnsitz 
ins Ausland, unterliegen Wertsteigerungen 
der von ihm im Privatvermögen gehaltenen 
Anteile an Kapitalgesellschaften, sofern eine 
Mindestbeteiligung von 1 % besteht (§ 17 
Abs. 1 Satz 1 EStG), der sog. Wegzugsteuer. 
Für Fälle des Wegzugs in das EU- bzw. EWR-
Ausland vor dem 01.01.2022 kann die Weg-
zugsteuer unter weiteren Voraussetzungen 
zinslos gestundet werden. 

Wird die Wegzugsteuer erst verspätet, z. B. im 
Rahmen einer Betriebsprüfung, festgesetzt, 
dürfen gemäß dem Beschluss des FG Köln vom 

11.05.2021 (Az. 2 V 1929/20) keine Nachzah-
lungszinsen festgesetzt werden, wenn im Fall 
der Stundung der festgesetzten Wegzugsteuer 
keine Stundungszinsen erhoben werden dürf-
ten. Dies ergebe sich aus der gesetzgeberi-
schen Intention des § 6 Abs. 5 AStG a. F., dass 
im Zeitpunkt des Wegzugs durch die Steuer-
festsetzung zwar das Besteuerungsrecht 
Deutschlands sichergestellt werden, eine Be-
steuerung jedoch erst bei tatsächlicher Realisie-
rung eines Wertzuwachses aus den Gesell-
schaftsanteilen erfolgen soll. Die Festsetzung 
von Zinsen sei nicht erforderlich für die Sicher-
stellung des Besteuerungsrechts und verstoße 
gegen die Niederlassungsfreiheit. Der Grund-
satz des zinslosen Aufschubs der Wegzugsteu-
er ist laut dem FG daher auch auf den Zeitraum 
bis zur Festsetzung der Steuer anzuwenden. 

Unter Berücksichtigung des Niederlassungs-
rechts, welches in dem zwischen der EU und 
der Schweiz bestehenden Freizügigkeits
abkommen vorgesehen ist, seien diese Fest-
stellungen auch auf den Fall des Wegzugs  
in die Schweiz anzuwenden, so das FG Köln. 

Hinweis: Mit Neufassung des § 6 AStG für 
Wegzüge nach dem 31.12.2021 wurde die 
unverzinsliche Stundung der Wegzugsteuer 
ohne Sicherheitsleistung für Wohnsitzver
legungen innerhalb des EU-/EWR-Raums  
abgeschafft. Stattdessen kann nun stets die 
Entrichtung der Wegzugsteuer in sieben glei-
chen Jahresraten beantragt werden, wobei 
die ausstehenden Jahresraten nicht zu verzin-
sen sind. Insoweit könnte die Rechtsauf
fassung des FG Köln auch für die aktuelle 
Rechtslage von Bedeutung sein.

Keine Stundungs- und Nachzahlungszinsen auf die nach AStG 
gestundete Wegzugsteuer 
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Wirtschaftlicher Arbeitgeber bei grenzüberschreitender  
Arbeitnehmertätigkeit

Sonderausgabenabzug von Vorsorgeaufwendungen  
bei EU-grenzüberschreitender Tätigkeit 

Infolge zunehmender Flexibilität des  
Arbeitsplatzes und der Knappheit an 
qualifizierten Arbeitnehmern suchen  
international tätige Konzerne nach 
praktikablen Lösungen zur Anstellung 
von Arbeitnehmern im Ausland. Wird  
eine arbeitsvertragliche Regelung mit 
der Konzerngesellschaft im Tätigkeits-
staat des Arbeitnehmers getroffen, stellt 
sich die Frage, ob steuerrechtlich nicht 
ggf. eine andere Konzerneinheit als 
wirtschaftlicher Arbeitgeber mit Folgen 
für die Besteuerung des Arbeitsentgelts 
gilt. Der BFH entschied hierzu im Spezi-
alfall eines Geschäftsführers. 

Grundsätzlich ist derjenige Arbeitgeber im 
Sinne des Lohnsteuerrechts, dem der Arbeit-
nehmer die Arbeitsleistung schuldet oder dem 
er weisungsgebunden ist. Dies trifft regelmä-
ßig auf den zivilrechtlichen Arbeitsvertrags-
partner zu. Allerdings kann auch ein anderes 
Unternehmen als sog. wirtschaftlicher Arbeit-
geber zum Lohnsteuerabzug verpflichtet sein. 
Im Fall der Arbeitnehmerentsendung einer 

Schweizer Muttergesellschaft an die deutsche 
Tochtergesellschaft führt der BFH mit Urteil 
vom 04.11.2021 (Az. VI R 22/19, DStR 2022,  
S. 538) aus, dass das deutsche Unternehmen 
als wirtschaftlicher Arbeitgeber gilt, wenn es 
den Arbeitslohn für die ihm geleistete Arbeit 
wirtschaftlich trägt, der Arbeitseinsatz in sei-
nem Interesse erfolgt, der Arbeitnehmer in 
dortige Arbeitsabläufe eingebunden ist und 
den Weisungen des aufnehmenden Unter-
nehmens unterliegt. 

Im Streitfall handelte es sich um den Sonder-
fall, dass ein Arbeitnehmer der Schweizer 
Muttergesellschaft als Geschäftsführer für 
die deutsche Tochtergesellschaft tätig wurde 
und hierüber eine Dienstleistungsvereinba-
rung zwischen den Gesellschaften getroffen 
wurde. Der BFH verweist den Rechtsstreit an 
das zuständige FG zurück, dass nun zu klä-
ren hat, ob durch das vereinbarte Entgelt im 
Rahmen der Dienstleistungsvereinbarung 
das aufnehmende deutsche Unternehmen 
den Arbeitslohn des Arbeitnehmers wirt-
schaftlich getragen hat. 

Hinweis: Das Urteil kann im Rahmen  
von Diskussionen mit der Finanzverwaltung 
genutzt werden, Zweifel an der Eigenschaft 
als wirtschaftlichen Arbeitgeber im Fall der 
Entsendung eines als Geschäftsführer täti-
gen Arbeitnehmers zu begründen. 

Bei Arbeitnehmern, die keine Geschäftsfüh-
rerfunktion innehaben, sollte in der Praxis 
zur Vermeidung von Streitigkeiten mit der 
Finanzverwaltung darauf geachtet wer- 
den, dass möglichst eine klare Faktenlage 
geschaffen wird. Dabei stehen zwei Stell-
schrauben zur Verfügung: Soll die Annahme 
eines wirtschaftlichen Arbeitgebers verhin-
dert werden, ist darauf zu achten, dass es 
nicht zu einer Integration des Arbeitnehmers 
in die Organisation des aufnehmenden Unter-
nehmens kommt. Lässt sich dies nicht gestal-
ten, weil der Mitarbeiter z. B. ein deutsches 
Team direkt führt, sollten die Kosten direkt 
belastet werden und nicht Teil einer Dienstleis-
tungs- oder Managementverrechnung sein. Es 
liegt dann ein klarer Fall des wirtschaftlichen 
Arbeitsgeber in Deutschland vor.

Altersvorsorge-, Kranken- und Pflegever-
sicherungsbeiträge sind auch bei Bezug 
steuerfreier Gehälter oder Renten aus 
dem EU-Ausland als Sonderausgaben 
abziehbar, wenn sie im Ausland „keiner-
lei“ steuerliche Berücksichtigung finden. 
Ein „Double Dip“ durch Abzug im Inland 
und im Ausland ist aber ausgeschlossen.

Im Streitfall unterlag ein im Inland wohnhafter 
Steuerpflichtiger mit der aus einem früheren Be-
schäftigungsverhältnis bezogenen Altersrente in 
Luxemburg der Besteuerung, die im Inland unter 
Progressionsvorbehalt steuerfreigestellt wurde. 
Wegen des Zusammenhangs mit der steuerfrei-
en Rente verweigerte das Finanzamt den Son-
derausgabenabzug für die im Inland entrichte-
ten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge.

Mit Urteil vom 27.10.2021 (Az. X R 11/20, 
DStR 2022, S. 411) macht der BFH klar, dass 
zwar nach dem Gesetzeswortlaut mangels Ein-
künften aus nichtselbstständiger Tätigkeit kei-
ne Ausnahme vom Sonderausgabenabzugs-
verbot i. S. des § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 
2 EStG bestehe. Aufgrund der Arbeitnehmer-
freizügigkeit sei ein Sonderausgabenabzug 
aber auch dann geboten, wenn es sich um  
eine vom Arbeitsverhältnis abhängige gesetzli-
che Altersrente handele und Vorsorgeaufwen-
dungen sonst nicht berücksichtigt würden.

Ob Vorsorgeaufwendungen „keinerlei“ steuer-
liche Berücksichtigung im Ausland finden, ist 
für einzelne Sparten der Vorsorgeaufwendungen 
getrennt zu beurteilen, so der BFH. Im Streitfall 
waren die Beiträge zur Pflegeversicherung in 

Luxemburg nicht als Sonderausgaben abzieh-
bar und konnten daher laut BFH im Inland gel-
tend gemacht werden. 

Hinweis: Die Prüfung der Abziehbarkeit von 
Vorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben 
nach Versicherungssparten hat der BFH mit ei-
nem weiteren Urteil vom selben Tag (BFH vom 
27.10.2021, Az. X R 28/20, DStR 2022, S. 477) 
bekräftigt. Bei dem in Luxemburg beschäftig-
ten Arbeitnehmer ließ der BFH einen Sonder-
ausgabenabzug für die in Luxemburg gezahl-
ten, aber steuerlich nicht berücksichtigten 
Pflegeversicherungsbeiträge zu. Er verweigerte 
allerdings den inländischen Sonderausgaben-
abzug für Altersvorsorge- und Krankenver
sicherungsbeiträge, die bereits in Luxemburg 
steuerlich zum Abzug kamen.
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IMMOBILIENBESTEUERUNG

Erweiterte gewerbesteuerliche Grundstückskürzung

Keine erweiterte Kürzung bei Inventar-
pensionsgeschäft 

Unternehmen, die ausschließlich eigenen 
Grundbesitz oder zudem eigenes Kapitalver-
mögen verwalten und nutzen, profitieren 
von einer erweiterten gewerbesteuerlichen 
Kürzung. Werden neben Grundbesitz Be-
triebsvorrichtungen, wie z. B. das Inventar 
eines Hotels, zeitlich begrenzt überlassen, ist 
die erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags 
jedoch grundsätzlich ausgeschlossen.

Im Streitfall hatte die Eigentümerin einer  
Hotelimmobilie zunächst das Hotel inklusive 
des Inventars vermietet. Im Jahr 2015 wurde 
der Mietvertrag dahingehend geändert, dass 
das Eigentum am Hotelinventar für die  
Dauer des Mietvertrags an den Mieter über-
tragen wurde. Der Mietzins blieb unverän-
dert. Nach Beendigung des Mietverhältnisses 
sollte das Inventar der Art und Qualität der 
Erstausstattung entsprechend an die Vermie-
terin zurückübereignet werden. Die von  
der Vermieterin ab dem Jahr 2015 begehrte 
erweiterte gewerbesteuerliche Grundstücks-
kürzung gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 
lehnte das Finanzamt ab. 

Das FG Schleswig-Holstein bestätigte mit  
Urteil vom 29.09.2021 (Az. 4 K 36/20,  
EFG 2022, S. 54) die Versagung der erweiter-
ten Kürzung des Gewerbeertrags und ver-
wies auf eine ähnlich gelagerte BFH-Ent-
scheidung vom 11.04.2019 (Az. III R 36/15, 
DStR 2019, S. 1859), in der ein Hotel samt 
Ausstattung vermietet wurde (wir berichte-
ten im novus Oktober 2019, S. 12). Für die 
Finanzrichter ist die zeitlich befristete Über-
lassung des Inventars im Streitfall ein Pensi-
onsgeschäft und steht als solches einer  
Vermietung gleich. Da es sich bei dem Hotel-

inventar um Betriebsvorrichtungen handele, 
liege ein für die erweiterte Kürzung des Ge-
werbeertrags schädliches Nebengeschäft vor.   

Hinweis: Die Revision ist beim BFH anhän-
gig (Az. IV R 24/21). In der Praxis sehr zu  
begrüßen ist die ab dem Erhebungszeitraum 
2021 mit dem Fondsstandortgesetz in Kraft 
getretene Neuregelung in § 9 Nr. 1 Satz 3 
GewStG, die verschiedene kürzungsun-
schädliche Ausnahmetatbestände auflistet. 
Dazu gehört eine Bagatellgrenze für Einnah-
men aus gewerblichen Nebengeschäften mit 
den Mietern (z. B. aus der Überlassung von 
Betriebsvorrichtungen). Sofern die Einnah-
men daraus nicht höher als 5 % der Einnah-
men aus der Grundstücksüberlassung sind, 
ist dies begünstigungsunschädlich (§ 9 Nr. 1 
Satz 3 Buchst. c GewStG).

Keine schädliche Wirkung eines Form-
wechsels

Bei einem Formwechsel werden trotz eines 
tauschähnlichen Rechtsträgerwechsels Grund- 
stücke nicht schädlich für die Anwendung 
der erweiterten Grundstückskürzung „über-
führt“ oder „übertragen“. 

Geklagt hatte eine grundbesitzverwaltende 
Objektgesellschaft, welche die erweiterte 
Kürzung für Grundstücksunternehmen i. S. d.  
§ 9 Nr. 1 Sätze 2 und 3 GewStG begehrte. 
Die Klägerin war zunächst als KG gegründet 
worden, wurde aber im Streitjahr in eine 
GmbH umgewandelt. In diesem Jahr veräu-
ßerte sie eine Immobilie.  

Das Finanzamt verweigerte mit Verweis auf  
§ 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 GewStG die erweiter- 
te gewerbesteuerliche Kürzung. Demnach 
scheidet die erweiterte Kürzung aus, soweit 

der Gewerbeertrag Gewinne aus der Auf
deckung stiller Reserven aus Grundbesitz 
enthält, der innerhalb der vorangegangenen 
drei Jahre zu einem unter dem Teilwert  
liegenden Wert in das Betriebsvermögen des 
aufdeckenden Gewerbebetriebs überführt 
oder übertragen worden ist.

Dieser Rechtsauffassung des Finanzamts  
widersprach der BFH mit Urteil vom 
27.10.2021 (Az. I R 39/19, DStR 2022,  
S. 544) und erklärte die erweiterte Grund-
stückskürzung für anwendbar. Nach dem 
Formwechsel seien der GmbH die Vermie-
tungen der vormaligen KG zuzurechnen,  
so dass die GmbH qualitativ, quantitativ und 
auch zeitlich die Voraussetzung der aus-
schließlichen Grundbesitzverwaltung erfülle. 
Der Ausnahmetatbestand des § 9 Nr. 1 Satz 
5 Nr. 2 GewStG sei laut BFH nicht gege- 
ben, da eine Besitzzeitanrechnung, wie  
sie auch umwandlungssteuerrechtlich in  
§ 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG geregelt ist, erfol-
ge. Damit sei auf den Zeitpunkt abzustellen, 
zu dem der Grundbesitz in das Betriebsver-
mögen der übertragenden Gesellschaft, also 
der ursprünglichen KG, gelangt ist, was  
im Streitfall deutlich über drei Jahre vor der 
Veräußerung war.

Versagung der Begünstigung in „Immo-
bilienkonzernen“ bei gewerblichem 
Grundstückshandel im Konzern 

Das FG Berlin-Brandenburg versagt einer 
Objektgesellschaft die erweiterte Grund-
stückskürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 
mit der Begründung, dass unter Berücksich-
tigung der Tätigkeiten im Immobilienkon-
zern aufgrund des gewerblichen Grund-
stückshandels die Grenzen der Vermö- 
gensverwaltung überschritten seien. 
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Im Streitfall erwarb eine GmbH als Objektge-
sellschaft eines Immobilienkonzerns in 2016 
kurz nach ihrer Gründung mehrere Grund-
stücke mit Mehrfamilienhäusern, die vermie-
tet wurden. Im Streitjahr 2018 wurden alle 
Grundstücke an einen Käufer veräußert, wo-
bei der Übergang von Besitz, Gefahr, Nutzen 
und Lasten des letzten Grundstücks mit Wir-
kung zum 31.12.2018 erfolgte. Weitere Ob-
jektgesellschaften des gleichen Immobilien-
konzerns veräußerten ebenfalls mit gleicher 
Urkunde Grundstücke, so dass im Ergebnis 
29 Grundstücke übertragen wurden.

Nach Auffassung des FG Berlin-Brandenburg 
(Urteil vom 18.01.2022, Az. 8 K 8008/21) 
versagte das Finanzamt der GmbH die erwei-
terte Grundstückskürzung zu Recht. Die  
Anwendung dieser Kürzung werde nach 
dem Gesetzeswortlaut auf die „Verwaltung 
und Nutzung“ eigenen Grundbesitzes  
beschränkt, was dem ertragsteuerlichen  
Begriff der Vermögensverwaltung entspre-

che. Deren Abgrenzung habe nach den glei-
chen Grundsätzen zur Abgrenzung zwischen 
Vermögensverwaltung und Gewerbebetrieb 
i. S. v. § 15 EStG zu erfolgen.  

Durch die Überschreitung der sog. Drei- 
Objekt-Grenze innerhalb von fünf Jahren 
werde im Streitfall die Gewerblichkeit indi-
ziert. Außergewöhnliche Umstände, die  
die Annahme eines daraus resultierenden 
gewerblichen Grundstückshandels ausschlie-
ßen würden, sieht das Gericht nicht für  
gegeben. Zwar könnte die Veräußerung 
mehrerer Objekte an einen einzigen Erwer-
ber als nicht nachhaltig angesehen wer- 
den und damit der Annahme eines gewerb-
lichen Grundstückshandels entgegenstehen. 
Jedoch ergebe sich die Nachhaltigkeit im 
Streitfall daraus, dass die gesellschaftsrecht-
liche Gestaltung des Immobilienkonzerns 
auf mehrere Verkäufe ausgelegt sei. Die  
dazu zu prüfende Wiederholungsabsicht  
der Geschäftsführer, die in Personalunion  

auf Ebene der Objektgesellschaft, in weite-
ren Objektgesellschaften und auf höheren 
Konzernebenen des Immobilienkonzerns 
entscheiden, sei den einzelnen Objektgesell-
schaften „zuzurechnen“, so dass für die  
gesamte Gruppe Wiederholungsabsicht  
bestehe. Das Gericht verneint insofern die 
Abschirmwirkung der einzelnen Objekt- 
Kapitalgesellschaften, da Entscheidungen 
nur formell auf Ebene der Objektgesell-
schaft, tatsächlich aber von der Konzernspit-
ze getroffen würden.  

Hinweis: Gegen das Urteil wurde die Revisi-
on zugelassen. Laut FG Berlin-Brandenburg 
biete der Fall die Möglichkeit zu klären, ob 
für die Feststellung der Nachhaltigkeit der 
Tätigkeit auf die einzelnen Objektgesell-
schaften oder unter Durchbrechung der  
Abschirmwirkung von Kapitalgesellschaften 
auf den Immobilienkonzern abzustellen ist.  

ERBSCHAFTSTEUER

Keine mehrfache Begünstigung von Familienheimen

Steuerbefreit ist nur das zuletzt vom Erblasser 
bewohnte Familienheim. Auch bei einem 
Wohnungswechsel des Erblassers scheidet eine 
Mehrfachgewährung der Steuerbefreiung aus, 
selbst wenn die Aufgabe der Selbstnutzung 
der vorhergehenden Wohnung krankheitsbe-
dingt und damit aus „zwingenden Gründen“ 
erfolgt.

Das FG München betont in seinem Urteil vom 
16.06.2021 (Az. 4 K 692/20, EFG 2021,  
S. 1741), dass nur die zeitlich zuletzt als Famili-
enheim genutzte Immobilie nach dem Willen 
des Gesetzgebers steuerbefreit sein kann.  
Damit kann immer nur ein Objekt (im Streitfall 
bei Erwerb durch Kinder) als Familienheim  
begünstigt sein. 

Im vorliegenden Fall waren zwei Objekte ver-
erbt worden, in welchen die Erblasserin zeitlich 
nacheinander gewohnt hatte und welche  
die beiden Kinder als Erben nach dem Erbfall 
jeweils zu eigenen Wohnzwecken nutzten.  
Obwohl die Erblasserin die Wohnung aus 

Krankheitsgründen gewechselt hatte, greift 
laut FG München nicht der Ausnahmetatbe-
stand für eine fehlende Selbstnutzung aus 
zwingenden Gründen (wie z. B. bei einem Um-
zug ins Pflegeheim). Vielmehr sei nur für  
die neue Wohnung als neuer Lebensmittel-
punkt die Steuerbefreiung als Familienheim zu 
gewähren.

Hinweis: Das Urteil ist rechtskräftig. Da nur 
eine Familienheimbegünstigung möglich ist, 
kommt es bei mehreren gleichzeitig selbstge-
nutzten Wohnungen für die Steuerfreiheit  
darauf an, wo sich der Lebensmittelpunkt des 
Erblassers zuletzt befand.
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Das Niedersächsische Finanzgericht hält 
die Abgeltungsteuer in Höhe von 25 % 
auf private Kapitaleinkünfte für verfas-
sungswidrig und hat die entsprechen-
den Vorschriften dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Prüfung vorgelegt. 

In seinem Beschluss vom 18.03.2022  
(Az. 7 K 120/21) kommt das Niedersächsi-
sche FG zu dem Ergebnis, dass die abgelten-
de Besteuerung der Kapitaleinkünfte mit  
25 % gegen den verfassungsrechtlichen 
Gleichheitssatz verstoße.

Seit dem 01.01.2009 werden Einkünfte  
aus Kapitalvermögen mit einem pauschalen 
Einkommensteuersatz von 25 % versteuert, 
auch wenn der persönliche Steuersatz des 

Empfängers der Kapitaleinkünfte höher 
liegt. Nach Auffassung des Finanzgerichts 
führt die Anwendung dieser Abgeltungsteu-
er zu einer Ungleichbehandlung von Bezie-
hern privater Kapitaleinkünfte und den  
übrigen Steuerpflichtigen, die dem progres-
siven Steuersatz von bis zu 45 % unterlie-
gen. Damit werde gegen das verfassungs-
rechtliche Gebot der Gleichbehandlung aller 
Einkunftsarten und die gleichmäßige Besteu-
erung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
verstoßen.

Insbesondere seien die bei der Einführung 
der Abgeltungsteuer angeführten Gründe 
nicht ausreichend, um diese Ungleichbe-
handlung zu rechtfertigen: Die Abgeltung-
steuer führe nicht zu einem effektiveren 

Steuervollzug oder zur Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens und sei nicht zur 
Standortförderung Deutschlands als Finanz-
platz geeignet. Ferner sei die Abgeltungsteu-
er insofern obsolet, als der Finanzverwaltung 
mittlerweile mehr Möglichkeiten zur Besteu-
erung von im Ausland befindlichem Vermö-
gen zur Verfügung stünden als zum Zeit-
punkt der Einführung der Abgeltungsteuer. 

Hinweis: Das Niedersächsische FG hat  
wegen der verfassungsrechtlichen Zweifel 
das zugrunde liegende Klageverfahren aus-
gesetzt und das BVerfG angerufen. Wie sich 
das BVerfG hierzu positionieren wird, bleibt 
abzuwarten. 

Nichtanrechenbarkeit ausländischer Quellensteuerbeträge  
bei Verrechnung mit inländischen Verlusten

BESTEUERUNG VON PRIVATPERSONEN

Abgeltungsteuer verfassungswidrig?

Im Ausland erzielte Kapitalerträge  
werden mit inländischen Verlusten aus 
Kapitalvermögen verrechnet. Dies kann 
insoweit zur Nichtanrechenbarkeit der 
ausländischen Quellensteuer im Inland 
führen. Dem entgegenstehende EU-
rechtliche Bedenken weist der BFH  
zurück. 

Mit Urteil vom 23.11.2021 (Az. VIII R 22/18, 
DB 2022, S. 773) hat der BFH entschieden, 
dass eine Anrechnung ausländischer Quel-
lensteuerbeträge auf die inländische Ein-
kommensteuer ausscheidet, wenn aufgrund 
der Verrechnung inländischer Verluste aus 
Kapitalvermögen mit ausländischen Kapital-
erträgen diese keiner inländischen Ein
kommensteuerbelastung unterliegen. Dies 

ergebe sich klar aus dem Wortlaut der maß-
geblichen Regelung in § 32d Abs. 5 Satz 1 
EStG. Die Verlustverrechnung habe auch 
zwingend vor der Anrechnung ausländischer 
Steuern auf die Einkommensteuer zu erfol-
gen. 

Die daraus resultierende Versagung der  
Anrechnung der Quellensteuer und damit 
der Verfall der Quellensteuer seien mit  
der Niederlassungs- und der Kapitalverkehrs
freiheit vereinbar. Es ist laut BFH eine Kon
sequenz aus der zulässigen, parallelen  
Ausübung der Besteuerungsbefugnisse des 
Quellen– und Wohnsitzstaats, wenn man-
gels inländischen Besteuerungssubstrats eine 
Quellensteueranrechnung ausscheidet. 

Ferner stellt der BFH klar, dass bei einem  
zusammenveranlagten Ehepaar die ehegat-
tenübergreifende Verrechnung nicht ausge-
glichener negativer Kapitalerträge des einen 
Ehegatten mit den positiven in- und auslän-
dischen Kapitalerträgen des anderen im  
Veranlagungsverfahren mangels Rechts-
grundlage unzulässig ist. Nach dem Wortlaut 
des § 20 Abs. 6 Satz 3 EStG könne jeder Ehe-
gatte seine Verluste aus Kapitalvermögen nur 
mit eigenen Kapitalerträgen ausgleichen. 

Hinweis: Ein solcher ehegattenübergrei-
fender Verlustausgleich ist allenfalls im Rah-
men des Kapitalertragsteuerabzugs möglich, 
wenn die Ehegatten der Depotbank einen 
gemeinsamen Freistellungsauftrag erteilt  
haben.
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EU verankert Nachhaltigkeit im Mehrwertsteuerrecht

Der Rat der EU hat am 05.04.2022 eine 
Richtlinie zur Modernisierung der EU-
Mehrwertsteuersätze erlassen. Mit den 
neuen Vorschriften sollen die Regierun-
gen mehr Flexibilität in Bezug auf die  
anwendbaren Steuersätze erhalten. Zu-
dem verankert man den Gedanken der 
Nachhaltigkeit erstmals auch im euro
päischen Mehrwertsteuerrecht. Für die 
neue Bundesregierung entstehen neue 
Spielräume, die es zu nutzen gilt. 

Die bisherigen Bestimmungen über die EU-
Mehrwertsteuersätze waren fast 30 Jahre alt. 
Schon seit Langem war klar, dass diese einer 
Modernisierung bedürfen. Insbesondere die 
Themen digitale Wirtschaft und Klimawandel 
wurden bisher kaum berücksichtigt. Moniert 
wurde zudem die zu geringe Flexibilität der 
Regelungen. So war in vielen Fällen die Zu-
stimmung aller Mitgliedstaaten erforderlich, 
wenn einzelne Mitgliedstaaten etwa die För-
derung bestimmter Wirtschaftszweige in ih-
rem Land für notwendig erachteten und einen 
ermäßigten Steuersatz für Leistungen gewäh-
ren wollten. Auch führten historische Ausnah-
meregelungen für bestimmte Mitgliedstaaten 
zu Ungleichbehandlungen: Während einige 
Mitgliedstaaten ermäßigte Steuersätze oder 
Nullsteuersätze auf bestimmte Leistungen  
anwenden durften, waren andere hiervon für 
dieselbe Art von Leistung ausgeschlossen.

Bisher galt innerhalb der EU ein Mehrwert-
steuernormalsatz von mindestens 15 % auf 
alle Gegenstände und Dienstleistungen. Die 
Mitgliedstaaten konnten zudem einen oder 
zwei ermäßigte Steuersätze von mindestens 
5 % auf klar definierte Gegenstände und 
Dienstleistungen anwenden.

Reformüberlegungen der EU-Kommission

Erstmals stand die Aktualisierung der Rege-
lungen in dem 2016 bekanntgegebenen 
Mehrwertsteuer-Aktionsplan auf der Agen-
da der EU-Kommission. Ein Anfang 2018 
präsentierter Vorschlag beinhaltete dann die 
Abschaffung der Liste für die ermäßigten 
Steuersätze und die Einführung einer Nega-
tivliste mit Gütern, auf die keine ermäßigten 
Steuersätze angewendet werden dürfen  
(z. B. Alkohol, Tabak, Waffen). Den Mitglied-
staaten wäre dadurch bei der Festlegung der 

Mehrwertsteuersätze größerer Spielraum ein-
geräumt worden. Der Gedanke der Nachhal-
tigkeit stand damals nicht im Vordergrund.

Richtlinie berücksichtigt Nachhaltigkeit

Die nun erlassene Richtlinie beruht auf  
einem Entwurf der EU-Finanzminister im  
Rat „Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN) 
vom 07.12.2021, der vom Vorschlag der  
EU-Kommission abwich und völlig neue Mo-
tive in das europäische Mehrwertsteuerrecht 
einführte. Der Rat begründete seinen Richt
linienentwurf ausdrücklich mit den Zielen 
des Klimaschutzes und öffentlichen Gesund-
heitsschutzes. Er plante, die Liste an Gegen-
ständen und Dienstleistungen, auf die ermä-
ßigte Steuersätze angewendet werden 
können (Anhang III der Mehrwertsteuerricht-
linie), diesbezüglich speziell zu ändern. 

In dem Richtlinienentwurf ging der Rat davon 
aus, dass der Rechtsrahmen für die ermäßigten 
Steuersätze mit anderen Maßnahmen der EU 
kohärent sein muss und griff Initiativen im Be-
reich des Gesundheitsschutzes und zur Bewäl-
tigung des Klimawandels auf. Der Rat stützte 
sich hier insbesondere auf das „EU4Health-
Programm“ (EU-Verordnung 2021/522) und 
das von der EU-Kommission am 11.12.2019 
vorgestellte Konzept eines „Grünen Deals“. 

Die Überlegungen des ECOFIN-Rats wurden 
nun in der Richtlinie zur Änderung der  
EU-Mehrwertsteuersätze vom 05.04.2022 
umgesetzt. Dabei hält man an der bisherigen 
Systematik eines Normalsteuersatzes von  
15 % und bis zu zwei ermäßigten Steuersät-
zen mit mindestens 5 % fest, die dann aller-
dings nur noch auf 24 der 29 in Anhang III 
aufgelisteten Leistungen anwendbar sein 
dürfen. Die Liste an Gegenständen und 
Dienstleistungen, auf die ermäßigte Steuer-
sätze angewendet werden können, wird an 
die Ziele der EU zum Klimaschutz und des öf-
fentlichen Gesundheitsschutzes angepasst. 

Spätestens ab dem Jahr 2030 müssen  
die Mitgliedstaaten auf fossile Brennstoffe, 
Erdgas, Brennholz etc. den Normalsteuersatz 
von 15 % erheben. Ab spätestens 2032  
sollen zudem ermäßigte Steuersätze auf  
chemische Schädlingsbekämpfungs- und 
Düngemittel wegfallen. Stattdessen werden 

Steuersatzermäßigungen und/oder -befrei-
ungen auf folgende Leistungen ermöglicht: 

ff Medizinische Schutzausrüstungen, 
ff Atemschutzmasken, 
ff notwendige Hilfsmittel für Menschen mit 
Behinderung, 
ff digitale Dienstleistungen, wie Internetzu-
gang und Live-Streaming von Kultur- oder 
Sportveranstaltungen, 
ff (E-)Fahrräder, 
ff ökologische Heizsysteme und Solarpanee-
le, die in Privathaushalten und öffentlichen 
Gebäuden installiert werden und sich posi-
tiv auf den Klimaschutz auswirken können.

Außerdem ist eine Regelung vorgesehen, 
durch die Mitgliedstaaten künftig in Krisen
situationen (z. B. Pandemien und Naturkata-
strophen) rasch Steuerbefreiungen auf Leis-
tungen an Katastrophenopfer einführen 
können. Damit ermöglicht es die Richtlinie 
den Mitgliedstaaten nicht nur flexibel auf die 
Herausforderungen des Klimawandels zu  
reagieren, sondern gibt ihnen auch Möglich-
keiten an die Hand, ökologisch sinnvolles 
Verhalten der EU-Bürger zu fördern.

Handlungsspielräume für die neue Bun-
desregierung

Die neue Richtlinie trat am 06.04.2022 in Kraft. 
Damit ist die Grundlage für eine Umsetzung in 
das nationale Umsatzsteuerrecht geschaffen. 
Angesichts der im Koalitionsvertrag genannten 
Vorhaben der neuen Bundesregierung dürften 
zahlreiche der geplanten Regelungen auch Ein-
gang in das deutsche Umsatzsteuerrecht finden. 

Dr. Sandro Nücken
LL.B., Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steu-
errecht und Partner bei Ebner Stolz in 
München
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Maßnahmenpaket der Bundesregierung für vom Krieg  
betroffene Unternehmen

Auch in Deutschland sind viele Unter
nehmen von den Folgen des Krieges in 
der Ukraine betroffen. Zu deren Unter-
stützung hat die Bundesregierung am 
08.04.2022 ein Hilfspaket geschnürt, das 
Zuschüsse und Kredite vorsieht. Mit die-
sen Hilfsmaßnahmen sollen die Unter-
nehmen liquide bleiben.

KfW-Kreditprogramm 

Geplant ist ein KfW-Kreditprogramm mit 
zwei Programmkomponenten: eines für  
Kredite im standardisierten Durchleitgeschäft 
über Hausbanken bis zu einem Kreditvolu-
men von 100 Mio. Euro sowie eines für indi
viduelle, großvolumige Konsortialfinanzie
rungen. Der maximale Darlehensbetrag pro 
Unternehmen ist grundsätzlich auf 

ff 15  % des durchschnittlichen jährlichen 
Gesamtumsatzes des Empfängers in den 
letzten drei abgeschlossenen Rechnungs-
perioden oder

ff 50  % der Energiekosten in den zwölf   
Monaten vor dem Monat der Einreichung 
des Beihilfeantrags begrenzt,

um nicht gegen EU-Beihilferecht zu verstoßen. 

Die wesentlichen Programmeckpunkte wur-
den wie folgt definiert: 

ff Investitions- und Betriebsmittelkredit für 
mittelständische und große Unternehmen 
(ohne Umsatzgrößenbegrenzung).

ff Weitgehende Haftungsfreistellung für die 
Hausbanken, wobei der genaue Umfang der 
Haftungsfreistellung durch die zuständigen 
Ministerien noch nicht kommuniziert wurde.

ff Vergünstigter Zinssatz, wobei der maß-
gebliche Zinssatz teilweise vom Kredit
rating des beantragenden Unternehmens 
abhängig sein kann.

ff Bis zu zwei tilgungsfreie Jahre.

ff Nach EU-Vorgaben muss ein entsprechen-
der Darlehensvertrag bis spätestens zum 
31.12.2022 unterzeichnet werden. Das 
Darlehen darf grundsätzlich auf höchstens 
sechs Jahre begrenzt gewährt werden.

Zugangsvoraussetzung ist eine nachgewiesene 
Betroffenheit, die aus den Sanktionen gegen-
über Russland und Belarus oder den Kriegshand-
lungen in der Ukraine resultiert, bspw. durch

ff Umsatzrückgang durch einen weggebro-
chenen Absatzmarkt,

ff nachgewiesene Produktionsausfälle in den 
Ländern Ukraine, Belarus und Russland,

ff nachgewiesene Produktionsausfälle auf-
grund fehlender Rohstoffe und Vorpro-
dukte,

ff Schließung von Produktionsstätten in der 
Ukraine, Russland oder Belarus,

ff besonders hohe Betroffenheit durch die 
gestiegenen Energiekosten (Energiekos
tenanteil 3 % vom Umsatz).

Bürgschaftsprogramme 

Um Unternehmen, die nachweislich vom  
Ukraine-Krieg betroffen sind, beim Erhalt  
von Betriebsmittel- und Investitionskrediten zu 
unterstützen, sollen die Programme bei den 
Bürgschaftsbanken und das Großbürgschafts-
programm des Bundes bis Ende 2022 erwei-
tert werden.

Kostenzuschuss für durch Preissteige-
rungen bei Strom und Erdgas besonders 
betroffene Unternehmen 

Unternehmen, die wegen deutlich gestiege-
ner Energiekosten bei Gas und Strom stark 
belastet sind, wird unter folgenden Voraus-
setzungen im Zeitraum zwischen Februar 
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und September 2022 ein Kostenzuschuss 
gewährt:

ff Das Unternehmen gehört einer energie- 
und handelsintensiven Branche (etwa der 
Herstellung und Veredelung von Beklei-
dung, Teppichen und sonstigen Textilien, 
Gummiwaren, Metallwaren und Glas) an, 
oder ist von der EU als besonders betrof-
fener Sektor definiert worden (u. a. Che-
mie, Glas, Stahl, Metalle, Keramik). 

ff Die Kosten für Strom und Gas steigen im 
Förderzeitraum auf das Doppelte des 
Durchschnittspreises im Jahr 2021. 

Der maßgebliche Schaden berechnet sich 
aus der Differenz zwischen dem Preis für 
Strom und Gas innerhalb des Förderzeit
raumes und dem doppelten Durchschnitts-
preis im Geschäftsjahr 2021. Eine Förderung 
wird demnach nur für den Teil des Preis
anstiegs gewährt, welcher das Niveau im  
Jahr 2021 um mehr als das Doppelte über-
steigt. 

Die letztendliche Förderung deckt lediglich 
einen Teil des maßgeblichen Schadens ab. Es 
wird drei Förderstufen geben: 

1. �30 % der Preisdifferenz und bis zu 2 Mio. 
Euro erhalten Unternehmen, die einer 
energie- und handelsintensiven Branche 
gemäß der EU-Definition angehören und 
mindestens 3 % Energiebeschaffungskos-
ten nachweisen.

2. �Bis zu 50 % der Preisdifferenz und bis  
zu 25 Mio. Euro erhalten Unternehmen, 
welche die o. g. Voraussetzungen erfül- 
len und zudem einen Betriebsverlust auf-
grund der zusätzlichen Energiekosten 
nachweisen. 

3. �Bis zu 70 % der Preisdifferenz und bis zu 
50 Mio. Euro erhalten Unternehmen aus 
den gemäß der EU-Kommission besonders 
betroffenen Sektoren, soweit sie zudem  
einen Betriebsverlust aufgrund der zusätz
lichen Energiekosten nachweisen. 

Die prozentuale Förderung wird im Juli einma-
lig um 10 Prozentpunkte abgeschmolzen.

Eigen- und Hybridkapitalhilfen 

Als Option zur Stabilisierung von besonders 
relevanten Unternehmen prüft die Bundes
regierung außerdem den gezielten Einsatz 
von Eigen- und Hybridkapitalhilfen. 

Hinweis: Diese Maßnahme dürfte allerdings 
nur in absoluten Einzelfällen und bei gesamt-
wirtschaftlich bedeutsamen Unternehmen  
eine Rolle spielen.

Finanzierungsprogramm  für durch hohe 
Sicherheitsleistungen im Terminhandel 
mit Energie gefährdete Unternehmen

Für durch hohe Sicherheitsleistungen (Mar-
gining) im Terminhandel mit Energie gefähr-
dete Unternehmen erarbeitet die Bundes- 

regierung standardisierte Kriterien, um diesen 
kurzfristig mit einer Bundesgarantie unterleg-
te Kreditlinien der KfW zu gewähren. Für die-
se Maßnahme ist ein Kreditvolumen von ins-
gesamt bis zu 100 Mrd. Euro vorgesehen.

Patrick Huhn 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Partner 

Lorenz Muschal 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Partner, 
beide bei Ebner Stolz in Stuttgart

StaRUG macht Liquiditätsplanung auch für kleinere  
und mittlere Unternehmen erforderlich

Das Gesetz über den Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmen für Unterneh-
men, kurz StaRUG, sieht die Implementie-
rung eines Systems zur Krisenfrüherken-
nung und des Krisenmanagements bei 
haftungsbeschränkten Unternehmen vor. 
Die bisher bereits an Aktiengesellschaften 
gerichtete Anforderung, bestandsgefähr-
dende Risiken durch ein System zur Kri-
senfrüherkennung und zum Krisenmana-
gement zu überwachen und zu managen, 
wurde damit auch für alle anderen haf-

tungsbeschränkende Rechtsformen – und 
damit auch für KMU – kodifiziert. 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 StaRUG sind die Ge-
schäftsleiter zur Überwachung von Entwicklun-
gen verpflichtet, die zur Bestandsgefährdung 
des Unternehmens führen können. Diese 
Pflichten zur Krisenfrüherkennung sollten sich 
auf einen Zeitraum von 24 Monaten erstre-
cken. Der konkrete Umfang dieser Pflicht ist 
von der Größe, Branche, Struktur und auch der 
Rechtsform des jeweiligen Unternehmens ab-

hängig, wobei in der Begründung des Regie-
rungsentwurfs betont wurde, dass überschau-
bare Verhältnisse bei kleinen Unternehmen 
nicht zu einer Überfrachtung der Risikoüber-
wachungsanforderungen führen dürfen.

Liquiditätsplanung als Bestandteil eines 
Risikoüberwachungssystems

Demzufolge muss das Risikoüberwachungs-
system der Komplexität des Geschäftsmodells 
bzw. der Unternehmensstrukturen ausrei-
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chend Rechnung tragen. Geeignet ist ein sol-
ches System nach der Gesetzesbegründung 
zumindest dann, wenn es hilft, eine Insolvenz 
des Unternehmens zu vermeiden, oder eine 
frühe Verfahrenseinleitung zu ermöglichen.

Kein Muster für Liquiditätsplanung vom 
Bundesjustizministerium – aber Hinweis 
auf Ebner Stolz Veröffentlichung

KMUs sind damit ebenso verpflichtet, Risiken 
zu identifizieren und auch mit Blick auf die  
Liquidität zu bewerten und deren zeitlichen Ein-
tritt abzuschätzen. Damit ist auch bei KMUs die 
Erstellung einer dem Unternehmen angemes-
senen Planungsrechnung verpflichtend. Von 
Seiten des Bundesministeriums für Justiz (BMJ) 
wird es jedoch entgegen der ursprünglichen 
Planung keine Hilfestellung für die Liquiditäts-
planung für KMU geben, wie der 2. Ausgabe 
2022 des INDat-Report auf S. 9 zu entnehmen 
ist. Das BMJ kam demnach zu dem Schluss, 
dass sich die Bereitstellung eines Musters für die 
Liquiditätsplanung nicht empfehle. Stattdessen 
wird auf Angebote fachkundiger Stellen und 
von Berufsträgern verwiesen. Denn, so das 
BMJ, eine Liquiditätsplanung müsse stets den 
Besonderheiten des planenden Unternehmens 
Rechnung tragen. Das Zahlenwerk der Liquidi-
tätsplanung könne äußerst komplex sein und 
viele Faktoren berücksichtigen. Dazu wird  
vom BMJ explizit auf einen Aufsatz von Bern-
hard Steffan, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Janina Poppe, Steuerberaterin, Wirtschaftsprü-
ferin, beide Partner sowie Jonathan Roller, Seni-
or Consultant bei Ebner Stolz in Stuttgart  
(INDat-Report 09/2021, S. 52 ff.) verwiesen.

Überwiegend wahrscheinliche Liquidi-
tätsentwicklung   

Demnach muss die Liquiditätsplanung die 
überwiegend wahrscheinliche Liquiditätsent-
wicklung in den jeweils kommenden 24 Mo-
naten abbilden. Dabei ist jeder Liquiditätspla-
nung immanent, dass die zugrunde gelegten 

Annahmen aufgrund nicht vorhersehbarer 
Umstände nicht eintreten oder anders aus
fallen können. Mit zunehmender zeitlicher 
Entfernung der prognostizierten Ereignisse 
oder Annahmen vom Beurteilungsstichtag 
steigt zusätzlich der Grad der Unsicherheit und 
sinkt der Detaillierungsgrad der Annahmen.

Im Hinblick auf diese Unsicherheit ist zu beach-
ten, dass die der Liquiditätsplanung zugrunde 
gelegten Annahmen plausibel, d. h. nachvoll-
ziehbar, konsistent und frei von Widersprüchen 
sein müssen. Zuflüsse aus den geplanten Um-
satzgeschäften sind ebenso zu berücksichtigen 
wie sonstige zahlungswirksame Vorgänge. 
Hierzu zählen etwa Kapitalbeschaffungsmaß-
nahmen durch Fremdkapitalaufnahme (z. B. 
Kreditaufnahme) oder Zuführungen von Ge-
sellschaftern. Dies gilt auch für weitere sinnvol-
le Finanzierungsmaßnahmen, wie Sale-and-
Lease-Back-Geschäfte, Factoring oder den 
Verkauf von Teilen des nicht betriebsnotwendi-
gen Vermögens. Auch sind die zahlungswirksa-
men Effekte aus finanz- oder leistungswirt-
schaftlichen Maßnahmen zu berücksichtigen.

Eine sachgerecht erstellte Planung auf der Basis 
plausibler Annahmen, in der bestehende und 
künftige Risiken sowie ggf. erforderliche Ge-
genmaßnahmen bewertet und eingepreist 
wurden, verbunden mit einem laufenden Soll-
Ist-Vergleich, dokumentiert, dass den Anforde-
rungen des § 1 StaRUG ausreichend Rechnung 
getragen wurde.

Regelmäßig kommt es auf die Sicht der gesetz-
lichen Vertreter auf Basis einer sog. ex-ante- 
Betrachtung (Betrachtung im Voraus) an. Diese 
muss innerhalb eines gewissen Beurteilungs-
spielraums nachvollziehbar sein. Nachträgliche 
Erkenntnisse, die sich bei einer späteren Beur-
teilung ergeben, sind im Rahmen einer Rück-
schau (ex-post-Betrachtung) nicht zu berück-
sichtigen. Abzustellen ist regelmäßig auf die 
damalige Sicht eines ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleiters. Damit kann die 

Richtigkeit von Prognosen nicht nachträglich 
danach beurteilt werden, ob die prognostizierte 
Entwicklung tatsächlich eingetreten ist (sog. 
Rückschaufehler). In der Praxis ist deshalb die 
Dokumentation der auf einer ex-ante-Basis ge-
troffenen Beurteilung von besonderer Bedeu-
tung. Sind die der Planung zugrunde gelegten 
Annahmen plausibel und ordnungsgemäß do-
kumentiert, ist der Planersteller bei einer späte-
ren Diskussion hierüber aufgrund seines Beur-
teilungsspielraums wegen der bei Planungen 
vorherrschenden Unsicherheit gut gerüstet. 
Gleiches gilt im Übrigen nicht nur für die insol-
venzrechtliche Fortbestehensprognose, son-
dern beispielsweise auch für die Beurteilung  
eines Haftungstatbestands nach § 15b InsO.

Liquiditätsplanung auch zur eigenen  
Sicherheit aufstellen

Geschäftsleitern von KMUs, die bislang noch 
keine Liquiditätsplanung in den Unternehmen 
etabliert haben, wird nicht nur vor dem Hinter-
grund der daraus resultierenden Haftungsfol-
gen, sondern im ureigensten Interesse der  
Sicherung des Fortbestands ihres Unterneh-
mens dringend angeraten, dies, ggf. unter Zu-
hilfenahme externer Experten, nachzuholen. 
Welche Anforderungen an die Planung zu stel-
len sind, kann auch dem in der aktuellen Aus-
gabe 02/22 der KSI veröffentlichten Beitrag 
„Die Unternehmensplanung im Spannungsfeld 
von Krisenfrüherkennung und Krisenmanage-
ment nach § 1 StaRUG“ von Steffan/Poppe/
Roller entnommen werden, die das aus  
§ 1 StaRUG erforderliche Zusammenspiel von 
Krisenfrüherkennung und Krisenmanagement 
mit der Unternehmensplanung beleuchten.

Hinweis: Die nicht zuletzt durch Corona und 
die Ukraine-Krise verursachte wirtschaftlich  
angespannte Situation macht eine Krisenfrüh-
erkennung in Unternehmen und die dafür 
zwingend erforderliche Liquiditätsplanung  
unerlässlich. Was Unternehmer angesichts der 
derzeitigen Situation dringend anzuraten ist, 
erläutert Janina Poppe im Gespräch mit Rolf 
Benzmann in einer aktuellen Folge von Regio-
TV Chefsache. 

Rolf Benzmann, Regio-TV, und Janina Poppe

https://www.ebnerstolz.de/de/1/1/6/3/1/5/Die_Unternehmensplanung_im_Spannungsfeld_von_Krisenfrueherkennung_und_Krisenmanagement_nach___1_StaRUG.pdf
https://www.ebnerstolz.de/de/1/1/6/3/1/5/Die_Unternehmensplanung_im_Spannungsfeld_von_Krisenfrueherkennung_und_Krisenmanagement_nach___1_StaRUG.pdf
https://www.ebnerstolz.de/de/1/1/6/3/1/5/Die_Unternehmensplanung_im_Spannungsfeld_von_Krisenfrueherkennung_und_Krisenmanagement_nach___1_StaRUG.pdf
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VERTRAGSRECHT

Weder Entschädigungs- noch Schadensersatzansprüche  
für Corona-Lockdown im Frühjahr 2020

GESELLSCHAFTSRECHT

Transparenzregister: GmbHs müssen Meldungen  
bis 30.06.2022 abgeben!

Der BGH hat mit Urteil vom 17.03.2022 
(Az. III ZR 79/21) die Haftung des Staa-
tes für Einnahmeausfälle, die durch  
flächendeckende vorübergehende Be-
triebsschließungen oder Betriebsbe-
schränkungen auf Grund von staatlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Coro-
navirus und der dadurch verursachten 
COVID-19-Krankheit entstanden sind, 
abgelehnt.

Laut BGH gewähren die Entschädigungs
vorschriften des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) Gewerbetreibenden, die infolge des 
auf § 28 Abs. 1 IfSG gestützten flächende-
ckenden Lockdowns in 2020, insbesondere 
in Form von Betriebsschließungen oder  
Betriebsbeschränkungen, wirtschaftliche 
Einbußen erlitten haben, weder in unmittel-
barer noch in entsprechender Anwendung 
einen Entschädigungsanspruch. 

Da die – nicht einschlägigen – spezialgesetz-
lichen Bestimmungen des IfSG Vorrang vor 
einem allgemeinen Entschädigungsanspruch 
aus Polizei- und Ordnungsrecht, im Urteilsfall 
§ 38 Abs. 1 Buchst. a i. V. m. § 18 des  
Ordnungsbehördengesetzes für das Land 

Brandenburg, haben, ist ein solcher ebenso 
abzulehnen. Zudem liegt laut BGH kein  
enteignender Eingriff vor. Auch bestehe kein 
Entschädigungsanspruch unter dem rechtli-
chen Gesichtspunkt der sog. ausgleichs-
pflichtigen Inhaltsbestimmung des Eigen-
tums. 

Weiter führen die Richter aus, dass Hilfe-
leistungen für von einer Pandemie schwer 
getroffene Wirtschaftsbereiche keine Auf- 
gabe der Staatshaftung seien. Es bestün- 
den keine Ansprüche aus Amtshaftung  
(§ 839 Abs. 1 Satz 1 BGB i. V. m. Art. 34 GG) 
oder enteignungsgleichem Eingriff sowie 
nach § 1 Abs. 1 des Staatshaftungsgesetzes 
des Landes Brandenburg. 

Durch die GwG-Novelle 2021 wurde  
das Transparenzregister zu einem Voll
register umgestellt. Damit gingen er-
hebliche Verschärfungen der Transpa-
renzvorschriften einher, die GmbHs bis 
30.06.2022 umsetzen müssen.  

Mit dem Transparenzregister wird das Ziel 
verfolgt, wirtschaftlich Berechtigte offen
zulegen. Dazu ist eine Mitteilung an das 
(elektronisch geführte) Transparenzregister 
erforderlich. Verpflichtet sind grundsätzlich 
alle in Deutschland registereingetragenen 
Rechtseinheiten – und damit auch GmbHs. 

Bis zum 31.07.2021 war eine Meldung des 
wirtschaftlich Berechtigten an das Trans
parenzregister entbehrlich, wenn sich alle 
erforderlichen Angaben aus bestimmten 
elektronischen öffentlich einsehbaren Regis-
tern, etwa dem Handels-, Partnerschafts-, 
Genossenschafts- oder Vereinsregister, erga-
ben (Mitteilungsfiktion). Aufgrund der Mitte 

letzten Jahres verabschiedeten GwG-Novelle 
2021 müssen nunmehr aber nahezu jede 
deutsche Gesellschaft sowie bestimmte  
ausländische Gesellschaften, die direkt oder 
indirekt Grundeigentum in Deutschland  
erwerben, ihre wirtschaftlich Berechtigten 
an das Transparenzregister unabhängig von 
Eintragungen in anderen Registern melden. 
Die bisher bestehende Mitteilungsfiktion 
wurde aufgehoben und das Transparenz
register wurde von einem Auffangregister  
zu einem Vollregister umgestellt. 

Die Änderung führt zu Handlungsbedarf  
bei den Unternehmen: Alle in Deutschland 
registereingetragenen Rechtseinheiten müs-
sen nun ihre wirtschaftlich Berechtigten  
zum Transparenzregister aktiv mitteilen. Dies 
betrifft sowohl etwaige tatsächliche wirt-
schaftlich Berechtigte als auch die sog. fikti-
ven wirtschaftlich Berechtigten, wenn keine 
tatsächlich wirtschaftlich Berechtigten vor-
handen sind oder ermittelt werden konnten.

Der Gesetzgeber hat hierzu für Gesellschaften, 
für die in der Vergangenheit die Mitteilungsfik-
tion galt, Übergangsfristen eingeräumt, die 
von der Rechtsform des jeweiligen Unterneh-
mens abhängig sind, § 59 Abs. 8 GwG. Für 
GmbHs, aber auch Genossenschaften oder 
Partnerschaften, endet diese Übergangsfrist 
am 30.06.2022.

Die damit zusammenhängenden Bußgeld-
vorschriften bei Verstößen gegen die Pflicht 
zur Erstmeldung des wirtschaftlich Berech-
tigten wurden für diese Rechtsformen bis 
30.06.2023 zeitweilig ausgesetzt, § 59 Abs. 9 
GwG. 

Hinweis: Bei GmbHs sollte dringend geprüft 
werden, ob den erforderlichen Melde
verpflichtungen zum Transparenzregister  
bereits nachgekommen wurde. Ansonsten 
sollten Meldungen dringend bis 30.06.2022 
vorgenommen werden, um die bestehenden 
Compliance-Verpflichtungen zu erfüllen.

novus ZIVILRECHT
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Referentenentwurf zu ergänzenden Regelungen des DiRUG

Das Bundesministerium der Justiz legte 
am 22.03.2022 den Referentenentwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung der Rege-
lungen zur Umsetzung der Digitalisie-
rungsrichtlinie vor. 

Dieser Referentenentwurf dient der Erweite-
rung der Regelungen des Gesetzes zur Um-
setzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG) 
vom 05.07.2021. Das Kernstück dieses  
Gesetzes war die Ermöglichung der Online-
Gründung der GmbH sowie weiterer On- 
line-Verfahren für Registeranmeldungen ab  
dem 01.08.2022. Mit dem nun vorgelegten 
Referentenentwurf sollen diese Vorschriften 
ergänzt werden.

Das DiRUG ermöglicht bereits die notarielle 
Beglaubigung von Handelsregisteranmeldun-
gen mittels Videokommunikation bei Einzel-

kaufleuten und Kapitalgesellschaften sowie 
deren Zweigniederlassungen. Dadurch wird 
eine persönliche Anwesenheit beim Notar 
entbehrlich. Künftig sollen Online-Beglaubi-
gungen von Handelsregisteranmeldungen 
nicht mehr auf bestimmte Rechtsträger  
beschränkt, sondern für sämtliche Rechtsträ-
ger möglich sein. Zugleich sollen Anmeldun-
gen zum Partnerschafts-, Genossenschafts- 
und Vereinsregister ebenfalls in den Anwen- 
dungsbereich des notariellen Online-Beglau-
bigungsverfahrens einbezogen werden.

Darüber hinaus soll die durch das DiRUG ge-
schaffene Möglichkeit zur Online-Gründung 
einer GmbH ausgeweitet werden. Online-
Gründungen sind bislang nur bei einer sog. 
Bargründung einer GmbH möglich. Dagegen 
sind sog. Sachgründungen, bei denen das 
Kapital nicht in Form von Geld, sondern in 

Form von Gegenständen, wie z. B. Fahrzeu-
gen, aufgebracht wird, nicht vom DiRUG  
erfasst. Mit dem vorliegenden Referenten
entwurf soll der Anwendungsbereich der 
Online-Gründung auf Sachgründungen aus-
geweitet werden, sofern es sich nicht um 
Sachgründungen unter Einbringung von  
Gegenständen, deren Übertragung ihrerseits 
beurkundungspflichtig ist (z. B. Grundstücke 
oder GmbH-Anteile), handelt. Für diese Fälle 
soll das Online-Verfahren weiterhin nicht  
zugelassen sein.

Darüber hinaus sollen Gesellschafterbeschlüs-
se zur Änderung des Gesellschaftsvertrages 
(sog. satzungsändernde Beschlüsse) mitsamt 
Kapitalmaßnahmen (Erhöhung und Herab-
setzung des Stammkapitals) in den Anwen-
dungsbereich des Online-Verfahrens einbezo-
gen werden.

INSOLVENZRECHT 

Kein Auskunftsrecht des Insolvenzverwalters zu steuerlichen 
Daten über den Insolvenzschuldner

Ein Insolvenzverwalter hat auf der Grund-
lage des Rechts der Informationsfreiheit 
gegenüber dem Finanzamt keinen An-
spruch auf Auskunft über die steuerlichen 
Verhältnisse eines Insolvenzschuldners. 
Das entschied das BVerwG mit Urteil vom 
25.02.2022 (Az. 10 C 4.20 10 C 7.21). 

Im Laufe des Revisionsverfahrens wurde  
anlässlich des Inkrafttretens der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) auch die 
Abgabenordnung (AO) geändert. Diese ent-
hält nun verschiedene Ausschlussgründe für 
bestehende Ansprüche auf Informationszu-

gang nach den Informationsfreiheitsge
setzen bzw. der DSGVO. Danach sind die  
Finanzbehörden nicht mehr neben etwaigen 
zivilrechtlichen Auskunftsansprüchen Infor-
mationszugangsansprüchen nach dem Recht 
der Informationsfreiheit oder – soweit natür-
liche Personen als Insolvenzschuldner betrof-
fen sind – nach dem europäischen Daten-
schutzrecht ausgesetzt.

Das BVerwG kam zu dem Ergebnis, dass  
der Insolvenzverwalter keinen Anspruch  
auf Informationszugang zu steuerlichen  
Daten der Finanzbehörden hat. Das Aus-

kunftsrecht bestehe deswegen nicht gegen-
über einer Finanzbehörde, weil die AO  
solche Auskunftsansprüche im Zusammen-
hang mit der Auseinandersetzung über zivil-
rechtliche Ansprüche in Übereinstimmung 
mit der DSGVO ausschließt (§  32e, 
§ 32c Abs. 1 Nr. 2 AO i. V. m. Art. 23 Abs. 1 
Buchst. e und j DSGVO). 
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ARBEITSRECHT 

Leiharbeit: Kein Anspruch auf Festanstellung nach EU-Recht

Viele Unternehmen setzen Leiharbeitneh-
mer über einen langen Zeitraum ein. Wer 
jahrelang als Leiharbeitnehmer den glei-
chen Job bei einem Unternehmen macht, 
hat aber nicht unbedingt einen Anspruch 
auf eine Festanstellung bei diesem Unter-
nehmen (Entleiher), so der EuGH. 

Im Streitfall machte ein Leiharbeitnehmer, 
der zwischen 2014 und 2019 aufgrund  
wiederholter Verlängerungen insgesamt  
55 Monate bei demselben Entleiher gearbei-
tet hatte, geltend, dass zwischen ihm und 
dem Entleiher ein festes Arbeitsverhältnis  
zustande gekommen sei. 

In seiner Entscheidung betonte der EuGH 
zwar, dass es missbräuchlich sein könnte,  
einen Arbeiter jahrelang auf demselben  
Arbeitsplatz einzusetzen, es müssten aber 
auch sämtliche relevanten Umstände, vor  
allem Besonderheiten der Branche und natio
nale Regelungen, berücksichtigt werden. 

Das deutsche Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz (AÜG), mit dem die sog. Leiharbeits-
richtlinie 2008/104/EG in deutsches Recht 
umgesetzt wurde, sah bereits von Anfang an 
vor, dass die Überlassung von Arbeitneh-
mern nur „vorübergehend“ erfolgen könne. 
Eine maximale Überlassungsdauer, nämlich 
18 Monate, die über einen Tarifvertrag aber 
ausgeweitet werden kann, ist allerdings erst 
mit Wirkung ab 01.04.2017 in das nationale 
Recht eingeführt worden. Ebenfalls seit dem 
01.04.2017 sieht das AÜG als Sanktion für 
den Fall der Überschreitung der maximalen 
Überlassungsdauer vor, dass ein Arbeitsver-
hältnis zwischen Entleiher und Leiharbeit-
nehmer als zu Beginn der vorgesehenen  
Tätigkeit zustande gekommen gilt. Aller-
dings sieht eine Übergangsvorschrift zu die-
sen Gesetzesänderungen vor, dass bei der 

Berechnung der Überlassungshöchstdauer 
nur die nach dem 01.04.2017 zurückgeleg-
ten Arbeitszeiten berücksichtigt werden. 
Erstmals konnte nun also ab Oktober 2018 
(da der April 2017 für alle durchgängig ein-
gesetzten Zeitarbeitnehmer der erste Monat 
war) die Höchstüberlassungsdauer über-
schritten werden – mit allen Konsequenzen 
gerade für Entleiher. 

Mit Verweis auf diese Gesetzeslage vertrat 
das LAG die Auffassung, dass die Klage auf 
Feststellung eines Arbeitsverhältnisses mit 
dem Entleiher nur dann in vollem Umfang 
Erfolg haben könne, wenn das Unionsrecht 
dies gebiete. Auf ein Vorabentscheidungser-
suchen hin urteilte der EuGH mit Urteil vom 
17.03.2022 (Rs. C-232/20) wie folgt:

Art. 1 Abs. 1 der EU-Richtlinie 2008/104/EG 
über Leiharbeit sei dahin auszulegen, dass der 
darin verwendete Begriff „vorübergehend“ 
der Überlassung eines Arbeitnehmers, der  
einen Arbeitsvertrag oder ein Arbeitsverhält-
nis mit einem Leiharbeitsunternehmen hat, 
an ein entleihendes Unternehmen zur Be-
schäftigung auf einem Arbeitsplatz, der dau-
erhaft vorhanden ist und der nicht vertre-
tungsweise besetzt wird, nicht entgegensteht.

Art. 1 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 5 der EU-Richt-
linie 2008/104/EG seien dahin auszulegen, 
dass es einen missbräuchlichen Einsatz aufei-
nanderfolgender Überlassungen eines Leih-
arbeitnehmers darstellen könnte, wenn die-
se Überlassungen auf demselben Arbeitsplatz 
bei einem entleihenden Unternehmen für 
die Dauer von 55 Monaten erfolgten. Davon 
könne ausgegangen werden, wenn die auf-
einanderfolgenden Überlassungen dessel-
ben Leiharbeitnehmers bei demselben entlei-
henden Unternehmen zu einer Überlas- 
sungsdauer führe, die im Kontext des natio-

nalen Regelungsrahmens vernünftigerweise 
nicht mehr als „vorübergehend“ betrachtet 
werden können. Diese Feststellungen müsse 
allerdings das vorlegende Gericht treffen. 

Hinweis: Der EuGH weist u. a. darauf hin, 
dass die Richtlinie keine Dauer vorgibt, bei 
deren Überschreitung eine Überlassung nicht 
mehr als „vorübergehend“ eingestuft wer-
den könne. Ebenso wenig würden die Mit-
gliedstaaten durch die Richtlinie verpflichtet, 
im nationalen Recht eine solche Dauer  
vorzusehen. Die Mitgliedstaaten müssten  
jedoch dafür Sorge tragen, dass Leiharbeit 
bei demselben entleihenden Unternehmen 
nicht zu einer Dauersituation für einen Leih-
arbeitnehmer werde. 

Weiter sei Art. 10 Abs. 1 der EU-Richtlinie 
2008/104/EG dahin auszulegen, dass man-
gels einer einschlägigen nationalen Rechts-
vorschrift der Leiharbeitnehmer aus dem 
Unionsrecht kein subjektives Recht auf  
Begründung eines Arbeitsverhältnisses mit 
dem entleihenden Unternehmen ableiten 
kann.
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Das BSG erteilt der bisherigen Handha-
bung der Bundesagentur für Arbeit bei  
der Berechnung des Kurzarbeitergeldes 
für einen französischen Grenzgänger  
eine Absage und beseitigt damit deren  
Benachteiligung beim Bezug von deut-
schem Kurzarbeitergeld. 

Für in Deutschland ansässige Arbeitnehmer 
deutscher Unternehmen ist Kurzarbeitergeld 
steuerfrei. Jedoch werden bei dessen Bemes-
sung Abzüge in Höhe der Lohnsteuer bei der 
Ermittlung des Leistungsentgeltes vorgenom-
men. Bei einem in Deutschland arbeitenden 
und in Frankreich wohnenden Grenzgänger 
ist der in Deutschland erzielte Arbeitslohn  
jedoch gemäß DBA von der Besteuerung  
freigestellt und in Frankreich zu besteuern. 
Anders als in Deutschland unterliegt Kurz
arbeitergeld nach französischem Steuerrecht 

der Lohnversteuerung. Bisher unterwarf die 
Bundesagentur für Arbeit das Kurzarbeiter-
geld in diesen Fällen fiktiv der Steuerklasse I 
und brachte damit einen fiktiven Lohnsteuer-
abzug zum Ansatz. Dies führte dazu, dass der 
Grenzgänger bei der Höhe des Kurzarbeiter-
geldes einen Abzug für eine fiktive, von  
ihm nicht geschuldete deutsche Lohnsteuer 
hinnehmen und er zudem sein Kurzarbeiter-
geld in Frankreich versteuern musste.

Dieser Handhabung erteilte das BSG mit  
Urteil vom 03.11.2021 (Az. B 11 AL 6/21 R) 
eine Absage und stellte klar, dass bei einem 
Grenzgänger, der gemäß dem zwischen 
Deutschland und Frankreich vereinbarten 
Doppelbesteuerungsabkommen von der 
Steuerpflicht in Deutschland freigestellt ist, 
keine Lohnsteuerklasse als Lohnsteuerab-
zugsmerkmal vorliegt. 

Hinweis: Die Entscheidung hat grundsätz
liche Auswirkungen auf alle in Deutschland 
tätigen, Kurzarbeitergeld beziehenden fran-
zösischen Grenzgänger.

Gewinnanspruch aus indirekter Mitarbeiterbeteiligung

BSG kippt Benachteiligung von Grenzgängern  
beim Kurzarbeitergeld 

Gewinnansprüche aus einer indirekten 
Mitarbeiterbeteiligung sind in der Regel 
gesellschaftsrechtlicher Natur. Demnach 
schuldet die Beteiligungsgesellschaft 
und nicht der Arbeitgeber die Gewinn-
ansprüche.

Eine indirekte Mitarbeiterbeteiligung liegt 
vor, wenn eine Beteiligungsgesellschaft die 
Anteile der Arbeitnehmer am Unternehmen 
des Arbeitgebers hält. Die Beteiligungs
gesellschaft ist dabei zwischen die Parteien 
geschaltet. Deshalb bestehen zwei getrennte 
Beteiligungsverhältnisse. In diesem Fall sind 
die Gewinnansprüche in der Regel gesell-
schaftsrechtlicher Natur. Dies stellte das BAG 

mit Urteil vom 10.11.2021 (Az. 10 AZR 696/19) 
klar. Schuldnerin der Ansprüche ist laut BAG 
die Beteiligungsgesellschaft. Folglich seien 
die Gewinnansprüche ihr gegenüber geltend 
zu machen.

Soweit keine abweichenden Vereinbarungen 
bestehen, haftet der Arbeitgeber nicht für 
die Gewinnansprüche der Arbeitnehmer  
gegenüber der Beteiligungsgesellschaft, so 
das BAG. Auch ergebe sich eine Einstands-
pflicht nicht aus einer analogen Anwendung 
des § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG. Es sei weder 
eine planwidrige Regelungslücke gegeben, 
noch seien die Sachverhalte vergleichbar. 

Schließlich führt das BAG aus, dass die  
Betriebsparteien außerdem bei einer sog.  
indirekten Mitarbeiterbeteiligung über kei-
ne originäre Kompetenz verfügen, gesell-
schaftsrechtliche Ansprüche, wie den  
Gewinnanspruch der Gesellschafter gegen 
die Beteiligungsgesellschaft zu regeln.
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Alternative Proteine sind in aller Mun-
de. Das neue Whitepaper „Plant based  
Revolution – Chancen erkennen und 
nutzen” der Ebner Stolz Management 
Consultants wirft ein Schlaglicht auf 
Trends und Entwicklungen in diesem 
Zukunftsmarkt und zeigt mögliche  
Ansatzpunkte und Chancen für Unter-
nehmen der Agrar- und Ernährungs
industrie.

Fleisch, Fisch, Milch, Käse, Eier: Tierische 
Proteine sind ein wichtiger Bestandteil unse-
rer Ernährung. Doch es ist etwas in Bewe-
gung geraten. Immer mehr Verbraucher  
justieren ihren Ernährungskompass neu  
und reduzieren den Anteil tierischer Produk-
te. Gleichzeitig wird die Palette alternativer 

Proteine, auf die ausgewichen werden 
kann, immer vielfältiger. Insbesondere Plant 
based Food, d.h. pflanzliche Ersatzprodukte 
wie veganer Fleischersatz und Milchalterna-
tiven, erleben seit einigen Jahren einen  
beispiellosen Boom. Sie bewegen sich mit 
großen Schritten in Richtung Massenmarkt 
und eröffnen Akteuren der Agrar- und  
Ernährungsindustrie mit ihren spezifischen 
Kompetenzen interessante Möglichkeiten 
für ein unternehmerisches Engagement.

Im wichtigen europäischen Markt sind 
pflanzlicher Fleischersatz und Molkereipro-
dukte mit Volumina von USD 1,6 Mrd. bzw. 
2,6 Mrd. (2020) die Top-Marktsegmente. 
Laut Prognosen bleibt ihr Wachstumstrend 
bis 2030 mit durchschnittlichen Wachs-

tumsraten von rund 17 % bzw. 14 % p. a. 
intakt. Deutschland zählt bei Plant Meat 
und Plant Dairy mit dreistelligen Millionen-
Umsätzen im Lebensmitteleinzelhandel und 
zuletzt hohen Zuwächsen bereits heute  
zu den europäischen Leitmärkten für pflanz-
liche Ersatzprodukte. Das insgesamt attrak-
tive Marktumfeld zieht immer mehr Kapital 
und Unternehmen an – und das nicht nur  
in Deutschland und Europa, sondern welt-
weit.

Noch ist der Markt für pflanzliche Ersatz
produkte allerdings vergleichsweise jung;  
die Produktion erfolgt überwiegend in den 
Dimensionen eines Nischenmarktes. Doch 
die gesamte Wertschöpfungskette ist in  
Bewegung und formiert sich neu, um den 

„Plant based Revolution – Chancen erkennen und nutzen“ 
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steigenden Anforderungen der Verbraucher 
und des Massenmarktes gerecht zu werden. 
„Jetzt ist es an der Zeit, von der Nische in  
die Menge zu kommen“, so Klaus-Martin  
Fischer, Partner bei Ebner Stolz. 

Zwar hat diese Entwicklung, gepusht durch 
boomende Nachfrage und hohe Investitio-
nen, deutlich an Tempo gewonnen. Thors-
ten Schweizer, Manager bei Ebner Stolz, 
sieht diese Evolution aber erst am An- 
fang: „Noch sind das Spielfeld und der  
Entwicklungsbedarf – vom Aufbau der 
pflanzlichen Rohstoffbasis über Verarbei-
tungskapazitäten bis hin zur Optimierung 
von Rezepturen und der Herstellung innova-
tiver Endprodukte – sehr groß. Dies birgt 
gerade für etablierte Akteure der Agrar- und 
Ernährungsindustrie vielfältige Möglich
keiten, sich in dem Wachstumsmarkt zu  
positionieren.“

So bietet etwa das Vorantreiben des Züch-
tungsfortschritts proteinliefernder Kulturen 
Chancen für Saatgutzüchter. Für die Opti-
mierung des Pflanzenbaus, Forcierung des 
Anbaus und die Weiterentwicklung von  
Erfassung, Logistik und Handel von Protein-
pflanzen zeigen sich wiederum relevante 
Anknüpfungspunkte für den Agrarhandel. 
Auch bestehendes Know-how in der indust-
riellen Verarbeitung agrarischer Rohstoffe 
kann dazu genutzt werden, die Produktion 
oder Texturierung von Proteinkonzentraten 
weiter auszubauen und zu optimieren. 
Schließlich sind auch F&E-Kapazitäten und 
Produktionskompetenz von Ingredients- 
Produzenten bzw. von Herstellern konven-
tioneller Fleisch- und Molkereiprodukte  
eine mögliche Basis dafür, Innovationen  
bei Zusatzstoffen und Rezepturen zur Redu-
zierung der Zusatzstoff-Komplexität voran-
zutreiben sowie innovative Endprodukte  
zu entwickeln.

Viele Akteure der Agrar- und Ernäh- 
rungsindustrie haben sich bereits mit unter-
schiedlichen Strategien entlang der Plant-
Protein-Wertschöpfungskette positioniert. 
„Der Vorteil etablierter Unternehmen, gera-
de auch gegenüber Start-ups, ist, dass sie  
häufig auf relevante Kompetenzen und  
Ressourcen aus ihrem Kerngeschäft aufbau-
en können. Zudem zeigen sich spannende 
Ansatzpunkte in der Etablierung strategi-
scher Allianzen zwischen Unternehmen, um 
zum Beispiel notwendige Kompetenzen und 
Kapitalkraft für einen Markteintritt zu bün-
deln“, sagt Christoph Havermann, Partner 
bei Ebner Stolz.

Aufgrund der spannenden Wachstumspers-
pektiven steht das Thema pflanzliche  
Ersatzprodukte bei vielen Unternehmen  
der Branche auf der Agenda. Für sie gilt es 
laut Christoph Havermann „zu prüfen, ob 
bestehende Ansatzpunkte und Chancen 
entlang der Wertschöpfungskette für ein 
unternehmerisches Engagement genutzt 
werden können“. Das Rennen um die 
Marktanteile in dem Zukunftsmarkt für 
Plant based Food ist in vollem Gange. Um 
die sich bietenden Chancen zu nutzen, ist 
strategischer Weitblick und unternehmeri-
sches Handeln gefragt.

Als führende Beratungsgesellschaft für die 
Agrar- und Ernährungsindustrie unterstützt 
Ebner Stolz Kunden mit einem umfassenden 
Leistungsspektrum. Wir haben langjährige 
Erfahrung bei der Entwicklung und Imple-
mentierung stringenter und konsistenter 
Wachstumsstrategien, zukunftsgerichteter 
Geschäftsmodelle sowie tragfähiger Organi-
sationen. Wir begleiten Unternehmen bei 
der Konzeptionierung und Umsetzung von 
strategischen Allianzen und Kooperations-
modellen und unterstützen das Top- 
Management, um die Leistungsfähigkeit 
und Profitabilität nachhaltig zu steigern. 
Das Thema „Pflanzliche Proteine“ steht  
auf Ihrer Agenda und Sie wollen den nächs-
ten Schritt gehen? Dann sprechen Sie uns 
gerne an!

Christoph Havermann 
Partner

Thorsten Schweizer 
Manager

Klaus-Martin Fischer 
Partner

Das vollständige Whitepaper steht Ihnen  
unter folgendem QR-Code zum Download 
zur Verfügung Wir wünschen eine inspirie-
rende Lektüre.
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https://www.ebnerstolz.de/de/plant-based-revolution-whitepaper-401430.html
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Mit dem in Ungarn zu beachtenden  
Fristende zur Abgabe der Körperschaft-
steuererklärung für 2021 zum 31.05.2022 
haben Unternehmen dort auch ihre  
Dokumentation über die Ermittlung  
von Verrechnungspreisen für 2021 abzu-
schließen.

Die Verrechnungspreisdokumentation ist 
zwar nicht mit der Körperschaftsteuerer
klärung den Finanzbehörden vorzulegen.  
Jedoch ist diese – wie auch in Deutschland –
vorzuhalten, um sie auf Anforderung der  
Finanzbehörden zur Verfügung stellen zu 
können. 

Von der Pflicht zur Erstellung einer Verrech-
nungspreisdokumentation bis zum 31.05. 
des Folgejahres sind kleine und mittlere  
Unternehmen zwar befreit. Zu beachten ist 
hierbei, dass die Einordnung als kleines oder 
mittleres Unternehmen nicht auf Basis des 
einzelnen Unternehmens, sondern vielmehr 
unter Berücksichtigung von aggregierten 
Werten der Unternehmensgruppe zu erfol-
gen hat. 

Hinweis: Bei der Ermittlung von Verrech-
nungspreisen und deren Dokumentation 
sind zum einen entsprechend der Guidelines, 
die die OECD bereits Ende 2020 veröffent-

licht hat, die Auswirkungen der Covid-
19-Pandemie zu berücksichtigen. Zum ande-
ren ist innerhalb der Gruppe darauf zu 
achten, dass die Verrechnungspreisermitt-
lung der einzelnen Gruppenunternehmen 
konsistent ist und im Einklang mit den  
Anforderungen der jeweils involvierten Staa-
ten stehen. 

Gemeinsam mit unseren Partnern aus  
unserem Nexia-Netzwerk können wir bei  
der Entwicklung eines solchen stimmigen 
Verrechnungspreissystems unterstützen und 
bei dessen möglichst effizienter Dokumen
tation beraten. 

Ungarn: Ablauf der Frist zur Erstellung der Verrechnungs
preisdokumentation für 2021
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Erneut wurde Ebner Stolz von der Wirt-
schaftsWoche in der Kategorie „Steuer-
beratung und Wirtschaftsprüfung“ als 
„Top Mittelstandsdienstleister“ ausge-
zeichnet – und konnte auch bei weite-
rer Bewertung klar punkten! Auch zählt 
das Unternehmen laut manager maga-
zin auch zu Deutschlands besten Wirt-
schaftsprüfern und ist laut FOCUS-BUSI-
NESS Top-Berater 2022.

Das ergibt eine Studie, die das Kölner 
Marktforschungsinstitut ServiceValue zum 
inzwischen siebten Mal exklusiv für die 
WirtschaftsWoche erstellt hat. Für die  
Studie „Beste Mittelstandsdienstleister 
2022“ wurden knapp 34.000 Kundenurtei-
le zu 497 Dienstleistern aus 41 Branchen 
eingeholt und auf allgemeine Kunden
zufriedenheit sowie sieben konkrete Leis-
tungsmerkmale hin bewertet. Zu diesen 
zählen Qualität von Produkten und Leistun-
gen, Beratungsleistung, Betreuungsleis-
tung, Preis-Leistungs-Verhältnis, Service-
qualität, Passgenauigkeit von Informationen 
und Kompetenz der Mitarbeiter. Mittel-
standsdienstleister wie Ebner Stolz, die  
einen zum jeweiligen Branchenmittelwert 
überdurchschnittlichen Gesamt-Index errei-
chen, erhielten die Auszeichnung „Top-plat-
ziert“. 

Zusätzlich erhielt Ebner Stolz den Titel  
„Digital Champion 2022“ und wurde für 
„ausgezeichneten Service“ prämiert. Der 
Digital Champions Award, initiiert von  
WirtschaftsWoche und Telekom, zeichnet 
bereits seit vielen Jahren innovative Digita
lisierungsprojekte des deutschen Mittelstan-
des aus, um mutige und zukunftsweisende 
Projekte voranzutreiben und somit die The-
men Digitalisierung und digitale Transfor-
mation weiter zu fördern. 

Zudem ist Ebner Stolz Champion unter  
den umsatzstärksten deutschen Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften in der Kate-
gorie „Deutschlands beste Wirtschaftsprü-
fer 2022/23“. Mit diesem Gütesiegel hat 
das manager magazin in einer gemein
samen Studie mit der Wissenschaftlichen 
Gesellschaft für Management und Beratung 
(WGMB) zum vierten Mal Unternehmen 
ausgezeichnet, die ihre Kunden mit hervor-
ragenden Leistungen überzeugen. Das  
Gütesiegel steht für herausragende Leistun-
gen und sorgt für Übersichtlichkeit auf dem 
komplexen Markt der Wirtschaftsprüfer. 
Insgesamt 68 Wirtschaftsprüfungsunter-
nehmen haben im Jahr 2022 in der Evalua-
tion die strengen Kriterien erfüllt und  
dürfen die Auszeichnung „Deutschlands 
beste Wirtschaftsprüfer“ führen.

Auch FOCUS-BUSINESS stellte im März zum 
zweiten Mal Deutschlands „Top-Berater 
2022“ vor – Ebner Stolz gehört dazu. Das 
unabhängige Rechercheinstitut FactField 
GmbH befragte 11.010 Branchenkollegen 
und Entscheider in Unternehmen. Über  
diese Empfehlungen von Kunden und  
Branchenkollegen kristallisierten sich 338 
Top-Unternehmensberatungen heraus. Aus-
zeichnet wurden Beratungsunternehmen, 
die eine überdurchschnittlich hohe Anzahl 
an Empfehlungen innerhalb eines Fachbe-
reichs oder einer Branche erzielen konnten. 
Alle Unternehmen, die es in die Liste der 
Top-Berater schaffen, sind von FOCUS emp-
fohlen.

Ebner Stolz mehrfach ausgezeichnet



35

MAI
 
Fokus IT: Überprüfung von  
Benutzerberechtigungen – warum  
hier gewaltig Ärger droht, wenn  
man es nicht macht, und warum  
das kein IT-Thema ist
03.05.2022 // Webinar

Fokus IT: Per Anhalter durch die  
ISO-Galaxis – neue organisatorische  
und technische Herausforderungen  
der ISO/IEC 27002:2022 
10.05.2022 // Webinar (Teil 1)
31.05.2022 // Webinar (Teil 2)

Breakfast Briefing: Governance,  
Risk & Compliance – Forensische Inter-
views bei internen Ermittlungen 
11.05.2022 // Hamburg

Ebner Stolz Online-Anwendungs
schulungen LucaNet
12. + 13. + 16.05.2022 // Webinar

Globale Mindeststeuer – Handlungs
bedarf auch für Unternehmen in 
Deutschland
17.05.2022 // Webinar

Konsolidierung mit LucaNet
19.05.2022 // Webinar

JUNI
 
State-of-the-art Dashboarding  
mit LucaNet
01.06.2021 // Webinar

Unternehmen Zukunft – Mitarbeiterge-
winnung und -bindung, Digitalisierung 
und Nachhaltigkeit im Fokus
09.06.2022 // Hamburg

Integrierte Planung mit LucaNet
23.06.2022 // Webinar

Das neue Hinweisgeberschutzgesetz 
und seine Folgen
23.06.2022 // Webinar

JULI
 
Konsolidierung mit LucaNet
07.07.2022 // Webinar

TERMINE
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